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2 Unsere Energiewende? Wie Beteiligung vor Ort die Transformation gestaltbar macht.

Die Große Transformation, der größte Umbruch seit 
der industriellen Revolution, soll gerecht im Prozess 
und Ergebnis sein. Dafür muss die regionale Ebene 
deutlich mehr Aufmerksamkeit erhalten. So lautete 
die Schlussfolgerung der Studie des Progressiven 
Zentrums „Die Übergangenen. Strukturschwach & 
Erfahrungsstark. Zur Bedeutung regionaler Pers-
pektiven für die Große Transformation“ (Fröhlich 
et al. 2022). Auf Grundlage von über 200 Haustür-
gesprächen mit Bürger:innen aus Transformations-
regionen kommt die Studie zu dem Schluss, dass 
sowohl eine materielle als auch eine immaterielle 
Beteiligung an der Transformation stattfinden müsse, 
um Wertschätzung, Selbstbestimmung und Zukunfts-
zuversicht zu stiften. Es braucht „Geld, Gehör und 
Gestaltungsmacht“ auf regionaler Ebene. Das Inter-
esse an der Studie war groß, die Handlungsempfeh-
lungen stießen auf Zustimmung. An die Autor:innen 
wurde unzählige Male die Frage herangetragen: „Aber 
wie geht das jetzt konkret?“. Gemeint war die Verbin-
dung von materieller und immaterieller Beteiligung 
auf regionaler Ebene, mit knappen Ressourcen und 

skeptischen Beteiligten. Gemeint war, wie nun kon-
kret Gerechtigkeit im Prozess und als Ergebnis der 
Transformation lokal gestaltet werden könne.

Politische Verantwortliche forderten aktionsbereit 
eine beraterische Detailtiefe ein, die die Studie kaum 
bieten konnten. Das Progressive Zentrum ist des-
halb auf das Forschungsinstitut für Nachhaltigkeit 
Helmholtz-Zentrum Potsdam (RIFS) zugegangen, um 
gemeinsam der Frage nachzugehen: Wie lässt sich 
Transformation vor Ort gerecht gestalten? 

Im Bereich „Demokratie und Nachhaltigkeit“ forscht 
das RIFS zu der Frage, welche demokratischen Struk-
turen und Praktiken regionale Nachhaltigkeitstrans-
formationen, wie die Energiewende, unterstützen 
und welche Herausforderungen damit verbunden 
sind. Dialogische Formate, Bürger:innenräte und 
Formen der finanziellen Beteiligung, insbesondere 
in strukturschwachen Räumen, sind einige Prozesse, 
die das RIFS analysiert. Sowohl İm Progressiven Zen-
trum als auch am RIFS hören wir in unserer Arbeit: 

Vorwort
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Für Beteiligung in der Transformation gäbe es keine 
Zeit. Gute Beteiligung sei aufwendig in der Umset-
zung und führe dazu, dass für dringende Maßnahmen 
auf dem Weg zu einer nachhaltigen Gesellschaft 
wertvolle Zeit, vielleicht sogar das Ziel, verloren ginge. 
Tatsächlich kostet schlechte Beteiligung nicht nur 
Zeit, sondern steigert nachweislich den politischen 
Frust, im schlechtesten Fall sogar das Misstrauen in 
die Demokratie. Wir hingegen sind überzeugt, dass 
die Zeit in gute kommunale Beteiligung goldrichtig 
investiert ist. Materielle und immaterielle Beteili-
gung in der Transformation, so wissen wir aus For-
schung und Praxis, hat großes Potenzial, zu sechs 
wünschenswerten, für die gerechte Transformation 
gar notwendigen, Effekten beizutragen:

1.	 Die Ergebnisse der Transformation werden bes-
ser, weil das lokale Wissen der Bürger:innen 
genutzt wird.

2.	 Die Offenheit, Sensibilität und Responsivität von 
Politik und Verwaltung gegenüber den Bedürf-
nissen der Bürger:innen wächst.

3.	 Das Gerechtigkeitsempfinden der Bürger:innen 
gegenüber den Kosten und dem Nutzen von 
Transformationsmaßnahmen nimmt zu. 

4.	 „Die Transformation“ wird durch die Über-
setzung in alltagstaugliche (Zukunfts-)Bilder 
konkret.

5.	 Es entsteht eine Eigentümerschaft (ownership) 
an der Transformation, welche sie zu „meiner“ 
und vor allem kommunal zu „unserer“ Transfor-
mation macht. Dadurch werden weniger Mängel 
verwaltet oder Gefahren abgefangen, vielmehr 
wachsen demokratische Kompetenzen, Werte 
und Einstellungen sowie im besten Fall das Ver-
trauen in demokratische Institutionen.

6.	 Die Zustimmung zur Transformationspolitik wächst, 
insbesondere unter skeptischen und besorgten 
Bürgerinnen und Bürgern. Dazu gehört auch die 
Befriedung von Transformationskonflikten vor Ort.

Die vorliegende Studie befasst sich im Detail mit der 
Frage der kommunalen Umsetzung von Beteiligungs-
politik in der Transformation und arbeitet Herausfor-
derungen sowie begünstigende Faktoren heraus. Es 
geht uns weniger um die theoretische Feststellung, 
was „gute Beteiligung“ ausmacht, als vielmehr darum, 
an welchen Stellen Kommunen gestärkt werden 
müssen, damit sie eine gerechte Transformation 
umsetzen können. Wir haben uns dafür entschieden, 
die Energiewende als Untersuchungsgegenstand 
von Beteiligung in der Transformation zu nutzen. 
Das Zusammenspiel von Bund, Land und Kommune 
steht hierbei im Vordergrund. Wir hoffen, den vielen 
interessierten und bemühten Umsetzenden der 
gerechten Energiewende, ob in Verwaltung oder 
Politik,  Ansätze bieten zu können, sodass die in vielen 
Fällen als abstrakt und beängstigend wahrgenom-
mene Transformation gerecht, sinnvoll und konkret 
sowie zu „unserer“ Transformation wird.

Paulina Fröhlich und Dr. Florian Ranft, 
Studienleitung | Das Progressive Zentrum

Dr. David Löw-Beer, Bereichssprecher 
„Demokratie und Nachhaltigkeit“ | 
Forschungsinstitut für Nachhaltigkeit 
Helmholtz-Zentrum Potsdam (RIFS)
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Zentrale Aushandlungs- und Gestaltungsprozesse in 
der Energiewende finden vor Ort in den Regionen 
und Kommunen statt. Wie gelingt es hier, die Trans-
formation demokratisch zu gestalten und das poli-
tische Versprechen von Teilhabe und Mitgestaltung 
einzulösen? Dieser Frage widmet sich die vorliegende 
Studie. Um herauszufinden, welche Erfolgsfaktoren 
und Herausforderungen in Ansätzen der finanziellen 
Beteiligung sowie in dialogischen und konfliktsensib-
len Formaten liegen, haben wir drei unterschiedliche 
Fallbeispiele in der Energiewende analysiert:

1.	 Der Windpark Hoort 2 in der Gemeinde Hoort 
(Mecklenburg-Vorpommern) ist ein Beispiel für 
die finanzielle Beteiligung der Kommune und 
ihrer Bürger:innen. 

2.	 Das Forum Energiedialog ist ein Programm 
des Landes Baden-Württemberg zur Unter-
stützung von Kommunen in der dialogischen 
Aushandlung von Energiewendekonflikten.

3.	 Bei den Bürgerdialogen1 im Rahmen des Struk-
turentwicklungsprogramms Sachsen-Anhalt 
handelt es sich um ein Online-Dialogformat 
zur Beteiligung von Bürger:innen in der Iden-
tifikation von Investitionsschwerpunkten für 
Landesmittel im Strukturwandel. 

Die Analyse zeigt, wie Kommunen und Länder die 
Energiewende durch innovative Ansätze der mate-
riellen und immateriellen Beteiligung voranbringen. 
Gleichzeitig wird deutlich, dass gerade strukturell 
schwach ausgestattete Kommunen durch Klimaan-
passungsmaßnahmen im Zuge der Energiewende 

1	 Stehende Eigennamen gendern wir nicht. In allen anderen 
Fällen haben wir uns bemüht, eine Formulierung zu finden, die 
alle Geschlechter einbezieht.

vor große Herausforderungen gestellt werden. Trotz 
Engagement und guten Ideen fehlt es in kommunalen 
Verwaltungen an finanziellen, personellen und pro-
zessualen Ressourcen, um die Transformation vor 
Ort voranzubringen. Die Studie liefert fünf konkrete 
Handlungsempfehlungen für Bund und Land zur 
Stärkung kommunaler Transformationskapazitäten. 
Diese Hebel liegen in drei Dimensionen:

(a)	 Rechtliche Rahmenbedingungen: Eine 
Möglichkeit, die langfristige Finanzierung von 
Transformationsprozessen in den Kommunen 
sicherzustellen, ist die Aufnahme von Klima-
schutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen als 
neue Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz.

(b)	 Finanzielle Förderinstrumente: Die finanzi-
elle Beteiligung von Kommunen am Ausbau 
der erneuerbaren Energien sollte über die 
Landesgesetzgebung sichergestellt werden. 
Darüber hinaus empfehlen wir die Einrichtung 
eines unbürokratischen Transformationsbetei-
ligungsfonds für die finanzielle Unterstützung 
von Kommunen. 

(c)	 Breite Beteiligungskapazitäten: Um die 
Energiewende – insbesondere in Zeiten des 
wachsenden Zuspruchs für rechtspopulis-
tische Bewegungen – vor Ort demokratisch 
zu verhandeln, braucht es gut gemachte und 
konfliktsensible Beteiligungsformate. Zur 
Unterstützung von Kommunen sollten daher 
dauerhaft finanzierte Stellen für kommunale 
Prozessbegleiter:innen in den Landesenergie-
agenturen geschaffen werden. Wir empfeh-
len außerdem die Einrichtung einer zentralen 
Koordinierungsstelle für Beteiligung in den 
Landesverwaltungen.

Zusammenfassung
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Vom Vorhaben zur Umsetzung: 
Die Transformation gerecht gestalten

Die Energiewende ist eine der größten gesellschaft-
lichen Transformationen der Gegenwart. Angesichts 
der sich beschleunigenden Klimakrise ist ein Umbau 
von fossiler zu erneuerbarer Energieerzeugung von 
höchster Dringlichkeit. Um in Deutschland bis 2045 
Klimaneutralität zu erreichen, muss der Anteil erneu-
erbarer Energien am Strommix nahezu verdoppelt 
werden (Bundesregierung 2023a). Für den Ausbau 
von Wind- und Solarenergie braucht es dabei vor 
allem eines: ausreichend Flächen. Bisher ging der 
Umstieg auf Erneuerbare jedoch nur langsam voran. 
Das im Februar 2023 in Kraft getretene „Wind-an-
Land-Gesetz“ der Bundesregierung soll dies nun 
ändern. Um das Ziel zu erreichen, bis 2032 zwei 
Prozent der bundesdeutschen Landesfläche für 
Windenergie auszuweisen, werden den Bundeslän-
dern erstmals verbindliche Flächenziele vorgegeben 
(Bundesregierung 2023c).

Doch der beschleunigte Ausbau erneuerbarer Ener-
gien ist konfliktbehaftet und trifft vor allem in den 
Kommunen auf Widerstand. Diese stehen dabei in 
der Verantwortung, die Fragen und Konflikte um die 
Umsetzung demokratisch zu verhandeln. In ande-
ren Worten: „Über das Schicksal der Energiewende 
wird in Berlin entschieden, aber sie scheitert oder 
ist erfolgreich nur in den Regionen“ (Reusswig et 
al. 2021). Denn obwohl der Großteil der deutschen 
Bevölkerung die Energiewende grundsätzlich befür-
wortet, gibt es erhebliche Kritik an ihrer Umsetzung. 
Geht es den einen nicht schnell genug, meinen die 
anderen, es ginge zu schnell. Laut einer bundeswei-
ten Umfrage im Rahmen des Projekts „Demokon 
– Eine demokratische Konfliktkultur für die Energie-
wende“ gaben nur 10 Prozent der Befragten im Jahr 

2021 an, sie seien sowohl mit der Energiewende im 
Allgemeinen als auch mit ihrer Umsetzung zufrieden 
(Teune et al. 2021). Über die Hälfte der befragten 
Personen finden, die Energiewende sei zu teuer, 
rund ein Drittel empfindet sie als ungerecht (ebd.).

Gerade in strukturschwachen, ländlichen Regionen, 
die im Zentrum einer beschleunigten Energiewende 
stehen, bringt der Ausbau erneuerbarer Energien 
weitreichende strukturelle Folgen und hohe sozio-
ökonomische Kosten mit sich. So gehen mit dem 
Ende der Braunkohleverstromung in den großen 
deutschen Kohlerevieren für die darin Beschäftigten 
der Verlust von Arbeitsplätzen und regionalen Identi-
täten sowie der Wegzug gut ausgebildeter Menschen 
einher (Gürtler et al. 2021). Über die Kohleregionen 
hinaus sorgen sich Menschen in strukturschwa-
chen Gebieten häufig um ihre regionale Zukunft und 
fürchten, weiterhin abgehängt zu bleiben (Fröhlich 
et al. 2022). Diese Sorgen der Gegenwart sind auch 
im Spiegel der Vergangenheit zu betrachten, denn 
gerade weite Teile Ostdeutschlands und das Ruhr-
gebiet haben in unterschiedlicher Weise historisch 
massive strukturelle Umbrüche erfahren, die die 
Menschen bis heute prägen. Dies speist die gegen-
wärtige Befürchtung, die Transformation werde auf 
Kosten der ländlichen Bevölkerung und Menschen 
mit geringerem Einkommen ausgetragen (ebd.).

Vor dem Hintergrund gesellschaftlicher und struktur-
politischer Ungleichheiten besteht die Gefahr, dass 
eine ökologische Wende ohne ein sozial-inklusives 
und ökonomisch gerechtes Vorgehen Misstrauen 
gegenüber der Demokratie schüren könnte (Daele 
1997; Radtke 2023). Schon jetzt nutzen populistische 
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Organisationen klimapolitische Fragen und die Ener-
giewende als Profilierungsgebiet (Reusswig et al. 
2021). Umso wichtiger ist es, vorhandene lokale Kon-
flikte und gerade die Bedenken der großen Gruppe 
der Unbeteiligten (Kerker et al. 2022) ernsthaft und 
mit demokratischen Mitteln vor Ort zu verhandeln. 
Die Energiewende kann ein Gelegenheitsfenster 
sein, neue Formen des Wissens in politischen Pro-
zessen zu berücksichtigen, Gemeinschaftsbildung 
und regionale Wertschöpfung zu stärken und somit 
ein demokratisches Fundament zur Bewältigung der 
Herausforderungen der Transformation zu schaffen.

Ob die Energiewende – und damit auch die Transfor-
mation im weiteren Sinne – zum Gelegenheitsfenster 
einer „Demokratiewende“ (Haas & Sander 2018; 
Kunze 2013) oder vielmehr im Kontext der „Krise 
der Demokratie“ (Merkel 2015) zu betrachten sein 
wird, hängt maßgeblich von der gesamtgesellschaft-
lichen Legitimität dieser Transformationsprozesse 
ab. Eine Kernvoraussetzung für die gesellschaftliche 
Akzeptanz einer ökologischen Transformation ist, 
dass diese sozial gerecht gestaltet wird und sich auf 
einer prozessualen Ebene auch gerecht anfühlt. Die 
gerechte Transformation hat somit eine materielle 
und eine immaterielle Dimension: Die Verteilung 
von Transformationskosten und -nutzen muss aus-
gewogen sein und bestehende sozioökonomische 
und strukturpolitische Ungleichheiten in Betracht 
ziehen. Darüber hinaus müssen sich Gestaltung und 
Umsetzung gerecht anfühlen, d. h. Transformations-
prozesse vor Ort müssen inklusiv gestaltet werden 
und die Selbstwirksamkeit der Bevölkerung stärken, 
anstatt Gefühle der Ohnmacht und Alternativlosigkeit 
zu befeuern.

Im Zentrum einer gerechten Transformation stehen 
somit Teilhabe und Mitgestaltung – im immateriel-
len (Prozess) sowie im materiellen Sinne (Ergebnis). 
Demokratische Beteiligungsverfahren sind eine viel 
diskutierte Möglichkeit zur inklusiven Gestaltung von 
und der Interessensaushandlung in gesellschaftlichen 

Transformationsprozessen. Aus der Forschungslite-
ratur wissen wir: Gut gemachte Beteiligung kann die 
Responsivität zwischen Bürger:innen, Stakeholdern2 
und Politik erhöhen sowie eine breitere Wissens-
grundlage ermöglichen, welche zu einer besseren 
Qualität politischer Entscheidungen führt und das 
Vertrauen in und die Identifikation mit politischen 
Prozessen stärkt (u. a. Herberg et al. 2020; Holsten-
kamp & Radtke 2018; Oppold & Renn 2023; Oppold 
& Nanz 2019; WPKS 2023). Ebenso belegen zahlrei-
che Studien, dass eine finanzielle Beteiligung von 
Bürger:innen und betroffenen Kommunen an lokalen 
Energiewendevorhaben die gesellschaftliche Akzep-
tanz der Anwohner:innen erhöhen kann (u. a. Bovet 
& Lienhoop 2017; Hildebrand et al. 2018).

Die Umsetzung einer gerechten Transformation ist 
demnach kein rein technokratisches Projekt, sondern 
eine demokratiepolitische Aufgabe. Dabei werden 
die konkreten Folgen der Energiewende wie der 
Bau eines Windparks zunächst in den Kommunen, 
der Lebenswelt der Bürger:innen, sichtbar. Je mehr 
Transformationsprozesse in das direkte Alltagsumfeld 
der Menschen hineinwirken, desto mehr steigt auch 
das materielle und immaterielle Beteiligungsbedürf-
nis. Transformationserfahrungen können bei einigen 
Menschen Ängste auslösen, andere können sie moti-
vieren, die Veränderung mitzugestalten. In beiden 
Fällen nimmt der Gesprächsbedarf zu, auch wenn 
dieser nicht explizit eingefordert wird. Die Kommune 
spielt also eine Schlüsselrolle in der Übersetzung 
des bundespolitischen Vorhabens einer gerechten 
Transformation in die politische Praxis. 

Wir haben uns im Rahmen dieses Projekts gefragt: 
Wie gestalten Regionen und Kommunen demokratische 
Aushandlungsprozesse in der Energiewende und wo 
liegen dabei Erfolgsfaktoren und Herausforderungen? 
Die qualitative Analyse beruht auf drei sorgsam 

2	 Beispielsweise Vertreter:innen aus Zivilgesellschaft, Politik, 
Verwaltung, Wirtschaft, Verbänden, Stiftungen o. ä.
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ausgewählten Fallbeispielen und dient als Richtungs-
weiser für die Umsetzung guter Beteiligung in der 
Transformation. Dabei liegt dem Projekt eine zweidi-
mensionale Beteiligungsdefinition zugrunde, welche 
Formen der immateriellen (Informationsvermittlung, 
Dialog, interaktive Politikgestaltung) sowie der mate-
riellen Beteiligung (direkte und indirekte finanzielle 
Beteiligung) umfasst (WPKS 2023).

Mit der Studie möchten wir anhand der drei Bei-
spiele aufzeigen, was vor Ort in den Kommunen und 
Regionen in der Umsetzung von Teilhabe und Mitge-
staltung in der Energiewende bereits besonders gut 
gelingt und wo Verbesserungspotenziale liegen. Es 
geht uns dabei weniger um die Praxis guter Beteili-
gung als um die politischen und administrativen Vor-
aussetzungen hierfür in Kommune, Land und Bund. 
Die Ergebnisse und Empfehlungen der Studie richten 
sich in erster Linie an Verwaltungsmitarbeiter:innen 
auf Landes- und Bundesebene und sollen Aufschluss 
darüber geben, wie und unter welchen Voraussetzun-
gen die Verwaltung durch die Stärkung materieller 
und immaterieller Beteiligung zu einer gerechten 
Transformation beitragen kann.

Im Anschluss an die Einleitung (1) folgt ein kurzer 
Überblick über den Forschungsstand zu materieller 
und immaterieller Beteiligung in der Energiewende 
(2). Teil drei führt in Methodik und Fallauswahl ein, 
bevor die Analyse (4) folgt. Hier werden anhand der 
Fallstudien3 zu finanzieller Beteiligung (Windpark 
Hoort 2), Bürger:innendialogen (Strukturentwick-
lungsprogramm Sachsen-Anhalt) und dialogischer 
Konfliktbearbeitung (Forum Energiedialog) Erfolgs-
faktoren und Herausforderungen in der Umsetzung 
von materieller und immaterieller Beteiligung in der 
Energiewende herausgearbeitet. Teil fünf verlässt die 
Fallebene und betrachtet die Voraussetzungen in der 
Landesverwaltung für Teilhabe und Mitgestaltung in 
der Umsetzung der Energiewende vor Ort. Daraus 
ergeben sich die politischen Handlungsempfehlun-
gen in Teil 6, womit die Studie schließt. 

3	 Am Ende jeder Fallanalyse finden sich die Kerninformationen 
zusammengefasst in einem Kasten für Schnell-Leser:innen.
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Beteiligung ist in aller Munde. Dabei wird der Begriff 
meist sehr unterschiedlich verwendet. Verstehen die 
einen darunter partizipatorische Formate der Ent-
scheidungsfindung, so definieren andere Beteiligung 
als dialogorientierten Politikstil, der sich durch den 
regelmäßigen Austausch mit Bürger:innen auszeichnet. 
In dieser Publikation unterscheiden wir zwischen Betei-
ligungsformaten, die durch Informationsvermittlung 
und Dialog gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen, und 
jenen Formaten, die Raum für die aktive Mitgestaltung 
politischer Prozesse bieten. Dabei gibt es gesetzlich 
vorgeschriebene (formelle) Formate, z. B. Volksent-
scheide und informelle Formate, die der inhaltlichen 
Anreicherung eines politischen Prozesses dienen.

Unter informellen Formaten, die Teilhabe ermög-
lichen, lassen sich jene fassen, die dem informier-
ten Dialog dienen, in denen Bürger:innen oder 
Stakeholder die Möglichkeit haben, Argumente 
kennenzulernen und abzuwägen und leichte Modifi-
kationsmöglichkeiten im Planungsprozess zu diskutie-
ren (Renn 2022; WPKS 2023). Demgegenüber stehen 
(formelle) Formate, die der aktiven Mitgestaltung an 
Planung und Politikgestaltung dienen sollen. Hier 
wird Bürger:innen oder Stakeholdern die Möglichkeit 
geboten, zwischen verschiedenen Optionen eine 
Wahl zu treffen (z. B. in Volksentscheiden).

Im Kontext der Energiewende eint die unterschied-
lichen Formate das Ziel, Transformationsprozesse 
auf eine breitere fachliche und gesellschaftliche 
Basis zu stellen und somit die Legitimität lokaler 
Entscheidungsfindungs- und Umsetzungsprozesse 
zu erhöhen. Dies geschieht auf drei Ebenen: durch 
die Einbeziehung möglichst vieler verschiedener 
Perspektiven, bspw. durch Beteiligung (Input-Legi-
timität), durch eine transparente demokratische 
Prozessgestaltung im Entscheidungsfindungsprozess 
(Throughput-Legitimität) und schließlich durch eine 
gemeinwohlorientierte Entscheidung, die möglichst 
viele mittragen (Output-Legitimität) (Kneip et al. 2020). 
Dabei können Formate auch miteinander kombiniert 
werden. Beispielsweise kann im politischen Prozess 
auf ein Dialogformat ein Volksentscheid folgen. Die 
Empirie zeigt, dass politisches Ziel und Beteiligungs-
format nicht immer zueinander passen. Insbesondere 
Informations- und Dialogveranstaltungen, die unter 
dem Deckmantel der Mitgestaltung hauptsächlich 
auf die Beschwichtigung von Bürger:innen abzielen, 
können die Legitimität gefährden und populistischen 
Positionen Vorschub leisten (Ewen & Horelt 2019; 
Nanz & Leggewie 2016). Beteiligung allein ist also 
nicht ausreichend, es geht um das „Wie?“. Aus der 
Forschungsliteratur wissen wir: Teilhabe und Mitge-
staltung erhöhen die Legitimität der Transformation 

Beteiligungsformate in der 
Transformation: Der Literaturstand

TEILHABE MITGESTALTUNG

IMMATERIELL Informations- und Dialogveranstaltungen 
(z.B. Bürger:innendialoge), transformative 
Kommunale Konfliktbearbeitung, etc.

Volksentscheide, Bürger:innenräte,  
Leitbildentwicklung

MATERIELL Bürger:innenstrompreis, Pachteinnahmen, 
Pro-Kopf-Auszahlungen, Einmalzahlungen

Bürger:innenenergiegenossen-
schaften (mit Stimmrecht)
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dann, wenn Kontextbedingungen berücksichtigt 
sowie Beteiligungsziel und -formate synergetisch 
aufeinander abgestimmt sind, sodass die Entschei-
dungskapazitäten des demokratischen Institutio-
nengefüges gestärkt werden (Ewen & Horelt 2019; 
Herberg et al. 2020; Oppold & Nanz 2019).

Die drei untersuchten Fallbeispiele dieser Studie 
stehen exemplarisch für einige der unterschiedli-
chen Dimensionen von Beteiligung im Kontext der 
Energiewende (Radtke & Renn 2019). Im Folgenden 
werden die Dimensionen der politischen Beteiligung 
im Strukturwandel der deutschen Braunkohleregio-
nen, der materiell-finanziellen Beteiligung im Rahmen 
von Windenergievorhaben sowie der Rolle von Betei-
ligung in Energiewendekonflikten näher ausgeführt.

Demokratische Legitimation der 
Energiewende durch politische 
Beteiligung: Der Strukturwandel in 
den Kohleregionen

Energiewende und Kohleausstieg ziehen insbeson-
dere in den Braunkohlerevieren der Bundesländer 
Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt einen tiefgreifenden Strukturwandel 
nach sich. Das vom Bund verabschiedete Strukturstär-
kungsgesetz zur Verteilung von Investitionsgeldern an 
die Kohleregionen verpflichtet die Länder gesetzlich, 
die organisierte Öffentlichkeit (Stakeholder) an der 
politischen Gestaltung des regionalen Strukturwan-
dels zu beteiligen (Bundesgesetzblatt 2020). Darüber 
hinaus wird in allen vier Bundesländern die Beteili-
gung der Bürger:innen als wichtiges politisches Ziel 
genannt (WRL 2021; Sachsen-Anhalt 2021; ZRR 2021), 
was sich z. T. auch in der Umsetzung entsprechender 
Formaten zeigt.

Hinsichtlich der Bürger:innenbeteiligung handelte es 
sich beim Großteil der Formate in den jeweiligen Bun-
desländern um informelle Beteiligungsprozesse. Ziel 
war es, im Rahmen von Bürgerdialogen zu informieren, 

Ideen für die Gestaltung des Strukturwandels zu sam-
meln (Mitteldeutsches Revier, Sachsen-Anhalt) oder 
ein Leitbild für die Region zu entwickeln (Lausitzer 
Revier, Brandenburg und Sachsen sowie Rheinisches 
Revier, NRW), dessen Ergebnisse in die regionalen 
Strukturentwicklungsprogramme eingeflossen sind. 
Die Beteiligungsangebote zielten überwiegend auf 
punktuelle Information und Konsultation ab, die 
Zusammensetzung der Formate basierte auf Selbstse-
lektion, sodass eine repräsentative Zusammensetzung 
der Bürger:innen in den Beteiligungsprozessen nicht 
sichergestellt werden konnte (Goerke & Kamlage 2023; 
Herberg et al. 2020). Von wissenschaftlicher Seite wird 
daher eine „partizipative Governance“ im Strukturwan-
del gefordert (Herberg et al. 2020), die eine langfristige 
Institutionalisierung von Beteiligungsformaten sowie 
die Entwicklung einer Beteiligungskultur vorsieht.

Demokratische Legitimation der 
Energiewende durch materielle 
Beteiligung?

Neben informellen dialogorientierten Beteiligungs-
formaten zeigt die Empirie, dass Elemente der mate-
riellen Beteiligung eine weitere Möglichkeit darstellen, 
die demokratische Legitimation und gesellschaftliche 
Akzeptanz für die Energiewende zu erhöhen (Bovet 
& Lienhoop 2017; Hildebrand et al. 2018; Hübner & 
Pohl 2015; Radtke & Renn 2019). Materielle Betei-
ligung verfolgt das Ziel, Bürger:innen direkt oder 
indirekt finanziell an Wind- oder Solarenergieanlagen 
zu beteiligen (Renn 2022; WPKS 2023). Beispielsweise 
können Anwohner:innen Anteile an einem Windpark 
in ihrem Umkreis erwerben und von den Renditen 
profitieren. Ob es sich dabei um Teilhabe oder Mitge-
staltung handelt, ist abhängig von der Organisation 
der finanziellen Beteiligung. Je nach Organisations-
grad haben Bürger:innen die Möglichkeit, im Rahmen 
von Bürgerenergiegenossenschaften stimmrechtlich 
mitzugestalten oder ausschließlich finanziell teilzu-
haben, beispielsweise wenn eine Investorengruppe 
den Windpark errichtet.
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Eine indirekte materielle Beteiligung von Bürger:innen 
erfolgt über die Kommunen. Der Erwerb von Antei-
len durch die Kommune und die entsprechenden 
Renditen ermöglichen beispielsweise Investitionen in 
kommunale Infrastruktur, wovon die Anwohner:innen 
indirekt profitieren. Auf Bundesebene besteht laut § 6 
des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien 
(EEG) keine Verpflichtung, die von der Errichtung 
einer Anlage betroffenen Kommunen finanziell zu 
beteiligen. Den Bundesländern steht es frei, verpflich-
tende Regelungen zu treffen (Deutscher Bundestag 
2023, EEG 2023). Aus diesem Grund sind inzwischen 
einige Bundesländer dabei, die finanzielle Beteili-
gung der Kommunen verpflichtend zu verankern. 
Mecklenburg-Vorpommern hat mit dem Bürger- und 
Gemeindebeteiligungsgesetz 2016 als erstes Bundes-
land Rahmenbedingungen für die finanzielle Beteili-
gung von Kommunen und Bürger:innen geschaffen 
(Landesrecht MV Bürgerservice 2016).

Einige Studien zeigen, dass wirtschaftliche Teilhabe 
die Akzeptanz für die Planung und den Bau neuer 
Windparks u. a. durch emotionale Identifikation und 
Selbstwirksamkeitserwartungen stärken kann und 
dass negative Effekte durch den finanziellen Nutzen 
kompensiert werden können (Bovet & Lienhoop 2017; 
Buchholz et al. 2023; Hildebrand et al. 2018). Neben der 
rein finanziellen Beteiligung können genossenschaftlich 
organisierte Bürgerenergieprojekte zudem zur Stärkung 
der regionalen Wertschöpfung und demokratischen 
Entwicklung (Buchholz et al. 2023) beitragen. Unter 
dem Stichwort der „Energiedemokratie“ (Radtke 2018) 
wird betont, dass Bürgerenergie das Potenzial aufweist, 
die Machtstrukturen des Energiemarktes zu demo-
kratisieren, indem eine strukturelle Veränderung weg 
von Monopolstellungen einzelner Konzerne hin zu 
kollektiven, gemeinwohlorientierten Besitzverhältnissen 
vorangetrieben wird (Burke & Stephen 2017).

Gleichzeitig weisen kritische Stimmen auf die Gren-
zen materieller Beteiligung hin. So werden gesell-
schaftliche Gruppen mit wenig sozio-ökonomischem 

Kapital von Formen der finanziellen Beteiligung wie 
genossenschaftlich organisierten Bürgerenergie-
projekten kaum angesprochen (Radtke 2016). Um 
finanzielle Beteiligung sozial inklusiver zu gestal-
ten, wird inzwischen die kommunale Trägerschaft 
als Alternative vorgeschlagen (Buchholz et al. 2023; 
Johansen & Emborg 2018; Radtke 2018; WPKS 2023). 
Jedoch ist finanzielle Beteiligung nicht zwingend mit 
einer Beteiligung an den Planungs- und Entschei-
dungsprozessen und damit verbundenen Grund-
satzentscheidungen hinsichtlich des Naturschutzes 
oder der Landschaftsästhetik verbunden. Gerade 
in Energiekonflikten reicht daher eine finanzielle 
Beteiligung nicht aus, um Bedenkenträger:innen 
abzuholen (Eichenauer 2018).

Bürger:innenbeteiligung in 
Transformationskonflikten

Mit Transformationsprozessen gehen Konflikte ein-
her. Im Kontext des Kohleausstiegs sind es beispiels-
weise Fragen nach dem Verlust von Arbeitsplatz und 
regionaler Identität. Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien wirft wiederum Fragen nach der Flächen-
nutzung, der Landschaftsästhetik und des Natur-
schutzes auf (Reusswig et al. 2021; Radtke 2023). Im 
Sinne einer „demokratischen Konfliktkultur“ (Reuss-
wig et al. 2021) sind Beteiligungsformate eine Gele-
genheit, Konflikten konstruktiv zu begegnen. Formate 
der Teilhabe und Mitgestaltung müssen daher immer 
auch Elemente der Konfliktbearbeitung beinhalten, 
denn Beteiligungsformate können Transformations-
konflikte entschärfen, aber auch erst offenlegen.

Zum einen kann konfliktsensible Beteiligung zur Prä-
vention von Konflikten beitragen, sodass im Hinblick 
auf den Ausbau von erneuerbaren Energien bei-
spielsweise Protest in Form von Bürgerinitiativen 
und Klagen vermieden wird (Buchholz et al. 2023; 
Roßnagel et al. 2014). Zum anderen kann Beteili-
gung auch der Mediation zwischen Konfliktparteien 
bei bereits bestehenden Konflikten dienen (Nanz & 
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Fritsche 2012; Radtke 2023; Ehlers-Hofherr 2018). 
Besonders vielversprechend sind Beispiele aus der 
transformativen Kommunalen Konfliktbearbeitung, 
denn sie zeigen, wie sich Bürger:innenbeteiligung 
und Konfliktbearbeitung gegenseitig ergänzen, um 

In der Studie wurden drei verschiedene Beteiligungs-
beispiele an drei Standorten in Deutschland von der 
Kommunal- bis hin zur Landesebene auf ihren Beitrag 
zur Transformation und speziell der Energiewende 
untersucht. Die Auswahl der Untersuchungsfälle 
erfolgte in einem dreistufigen Prozess. Zunächst wurde 
auf Basis einer umfassenden Literatur- und Medien-
recherche eine Liste bestehender Beteiligungspro-
jekte in der Energiewende erstellt. Im nächsten Schritt 
wurde anhand der übergeordneten Auswahlkriterien 
(1) Beteiligungsform, (2) Umsetzungs- bzw. Wirkungs-
ebene sowie (3) regionale Verortung eine Vorauswahl 
an möglichen Untersuchungsfällen getroffen. Zudem 
wurde darauf geachtet, sowohl die materielle als auch 
die immaterielle Dimension von Beteiligung abzude-
cken (Kriterium 1), Kommunal- wie Landesprojekte zu 
berücksichtigen (Kriterium 2) und eine ausgewogene 
geografische Verteilung in tendenziell strukturschwa-
chen und/oder ländlichen Gebieten sicherzustellen 
(Kriterium 3). Darüber hinaus war eine weitere Kernvor-
aussetzung der Umsetzungszeitraum. Es galt, möglichst 
aktuelle Projekte zu identifizieren, die zum Zeitpunkt 
der Datenerhebung jedoch bereits abgeschlossen 
waren oder sich in der fortgeschrittenen Umsetzungs-
phase befanden, um eine Evaluation der Erfolgsfak-
toren und Herausforderungen zu ermöglichen. Die 
abschließende Fallauswahl erfolgte anschließend im 
dritten Schritt nach fünf informellen Beratungsgesprä-
chen mit wissenschaftlichen Expert:innen zum Thema 
gute Beteiligung in der Energiewende. Die Gespräche 

die Resilienz von Kommunen durch zukunftsorien-
tiertes und nachhaltiges Handeln zu stärken (Berndt 
& Dörner 2021; Blunck 2021). Hierbei geht es darum, 
bestehende Konflikte als Katalysator für gute Betei-
ligung zu nutzen.

dienten dazu, aus wissenschaftlicher Sicht besonders 
interessante und vielversprechende Fallbeispiele zu 
identifizieren.

Windpark Hoort 2 (Finanzielle Beteiligung): In der 
Gemeinde Hoort in Mecklenburg-Vorpommern 
wurde 2021 ein Windpark eröffnet, an dem sowohl die 
Gemeinde als auch die Bürger:innen direkt finanziell 
beteiligt wurden.

Forum Energiedialog (Informierter Dialog & Kon-
fliktbearbeitung): Das Forum Energiedialog (FED) ist 
ein dialogisches Format des Landes Baden-Würt-
temberg, das Kommunen bei den kommunikati-
ven Herausforderungen und Konflikten, die mit der 
Umsetzung der Energiewende vor Ort (Ausbau der 
Windenergie und Fotovoltaik) einhergehen können, 
unterstützt.

Strukturentwicklungsprogramm Sachsen-Anhalt 
(Informelles Format & informierter Dialog): Im Rah-
men des Strukturentwicklungsprogramms (SEP) des 
Landes Sachsen-Anhalt wurden Bürger:innen (Bür-
gerdialoge) daran beteiligt, Investitionsschwerpunkte 
für Landesmittel im Strukturwandel zu identifizieren.

Windpark Hoort 2 ist ein besonders interessanter 
Untersuchungsgegenstand, weil der Planungs- 
und Bauprozess des Windparks in einen Zeitraum 
fiel (2012–2021), in dem Windkraftausbau in der 

Zur Studie: Methodik & Fallauswahl
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öffentlichen Wahrnehmung bereits teilweise nega-
tiv politisiert war (Banita 2023), es in Mecklenburg-
Vorpommern aber noch keine gesetzlichen Vorgaben 
zur finanziellen Beteiligung von Bürger:innen und 
Kommunen gab. Dennoch hat die Gemeinde Hoort 
den Bau des Windparks aktiv vorangetrieben und 
die Möglichkeit finanzieller Beteiligung ins Zentrum 
des Vorhabens gerückt. Hoort ist ein Beispiel dafür, 
welche Stärken in materieller Beteiligung liegen kön-
nen, aber auch welche Herausforderungen finanzielle 
Beteiligung als rein monetäres Konzept in der Kom-
mune mit sich bringt.

Das Forum Energiedialog wiederum ist in den Vor-
gesprächen mit Wissenschaftler:innen mehrfach als 
Best-Practice-Beispiel für Beteiligung in der Ener-
giewende herangezogen und das dahinter liegende 
Konzept wissenschaftlich diskutiert worden (Ewen & 
Horelt 2019). Wir wollten genauer wissen: Wie hän-
gen Transformation und lokale Konfliktdynamiken 
zusammen und wie kann diesen durch Kooperations-
prozesse zwischen Land und Kommunen produktiv 
begegnet werden? Was macht das Projekt erfolgreich 
und wo liegen mögliche Übertragbarkeitspotenziale?
Die Beteiligungsformate im Rahmen des Strukturent-
wicklungsprogramms (SEP) Sachsen-Anhalt hingegen 
haben in der Forschung bisher wenig Beachtung 
erfahren. Während die Beteiligungsprozesse im Lau-
sitzer Revier (Herberg et al. 2020) und im Rheinischen 

Revier (Goerke & Kamlage 2023) bereits wissenschaft-
lich untersucht wurden, liegen keine vergleichbaren 
Erkenntnisse zum Mitteldeutschen Revier vor. Die 
vorliegende Studie leistet einen ersten Beitrag dazu, 
diese Lücke zu schließen, und untersucht, in welchem 
Rahmen die Bürgerdialoge zur Erarbeitung des SEPs 
ein Beispiel dafür sind, wie Beteiligung zum Gelingen 
einer gerechten Transformation beitragen kann.

Das methodische Vorgehen beruhte auf drei Erhe-
bungsschritten. Auf Basis von insgesamt 13 leitfa-
dengestützten Interviews mit Umsetzer:innen und 
Beteiligten der ausgewählten Fallbeispiele wurde 
in der ersten Erhebungsphase untersucht, wo die 
Erfolgsfaktoren und Herausforderungen in der 
Umsetzung der unterschiedlichen Beteiligungsfor-
mate der drei Projekte liegen. „Umsetzer:innen“ 
bezeichnet dabei Vertreter:innen der projektver-
antwortlichen Dienstleister (z. B. Beteiligungsagentu-
ren) oder Mitarbeitende der auftraggebenden bzw. 
prozessbegleitenden Institutionen in der Verwal-
tung. Unter „Beteiligten“ werden, je nach Format 
und Zielgruppe der Projekte, Bürger:innen oder 
Kommunalvertreter:innen verstanden.

Diese Interviews wurden in einem zweiten Erhe-
bungsschritt durch insgesamt 32 semi-standardisierte 
Straßengespräche in Hoort (Mecklenburg-Vorpom-
mern), Eberbach (Baden-Württemberg) und Zeitz 

AUSWAHLKRITERIUM WINDPARK HOORT II FORUM 

ENERGIEDIALOG

STRUKTURENTWICKLUNGS- 

PROGRAMM SACHSEN-

ANHALT

BETEILIGUNGSFORM Finanzielle Beteiligung Informierter Dialog und 
Konfliktbearbeitung

Informierter Dialog

REGIONALE 

VERORTUNG

Mecklenburg-Vorpommern 
(Nord-Osten)

Baden-Württemberg (Süd-
Westen)

Sachsen-Anhalt (Osten)

UMSETZUNGS- 

ZEITRAUM

2012–2021 Seit 2016 Januar bis März 2021
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(Sachsen-Anhalt) ergänzt. Die Straßengespräche ver-
folgten zwei übergeordnete Ziele. Zum einen dienten 
sie dazu, die allgemeine Stimmungslage der Men-
schen in den Orten zu den Themen Energiewende 
und demokratische Beteiligung schlaglichtartig zu 
erfassen: Welche Assoziationen haben die Befrag-
ten mit der Energiewende? Was verstehen sie unter 
demokratischer Beteiligung? Und wie würden sie 
gerne an Transformationsprozessen beteiligt werden? 
Zum anderen wurden die Menschen vor Ort gefragt, 
ob und inwiefern ihnen die Beteiligungsangebote im 
Rahmen der drei ausgewählten Fallbeispiele bekannt 
sind. Die Auswahl der Befragungsorte orientierte sich 
dabei an den Untersuchungsfällen, wobei mit Zeitz 
und Eberbach beispielhaft zwei Kommunen ausge-
wählt wurden, in denen die untersuchten Projekte 
jeweils in Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg 
aktiv waren.

Im dritten und letzten Erhebungsschritt wur-
den weitere 16 leitfadengestützte Interviews mit 
Verwaltungsmitarbeiter:innen nahezu aller Bundeslän-
der geführt (ausgenommen der Stadtstaaten Berlin und 
Bremen). Bei den Gesprächspartner:innen handelte 
es sich, je nach Bundesland, um Staatssekretär:innen, 
Referats- oder Abteilungsmitarbeiter:innen mit 

thematischem Schwerpunkt in den Bereichen 
Bürger:innenbeteiligung, Strukturwandel und/oder 
Energiewende. Die Gespräche sollten einerseits 
einen tieferen Einblick in die Beteiligungslandschaft 
der Länder zu den Themen Energiewende und 
Transformation geben. Andererseits wurden erste 
Erkenntnisse aus den Untersuchungsfällen mit den 
Interviewpartner:innen diskutiert und strukturelle 
Herausforderungen wie Gelingensbedingungen in der 
Umsetzung von demokratischer Beteiligung in Trans-
formationsprozessen identifiziert. Dieser Erhebungs-
schritt diente der Schärfung und Konkretisierung der 
entwickelten Handlungsempfehlungen.

Die Interviews wurden im Rahmen einer qualitativen 
Inhaltsanalyse nach Mayring (2014) untersucht, einer 
Methode, die Datenmengen durch ein streng regelba-
siertes Verfahren analysiert. Die Methodik bietet den 
Vorteil, Daten auf gezielte Aspekte hin zu untersuchen 
und Kategorien induktiv zu entwickeln. In einem ersten 
Analyseschritt wurden die Interviews im Hinblick auf 
wissenschaftlich fundierte Aspekte guter Beteiligung 
analysiert. In einem zweiten Analyseschritt wurden 
diese Kategorien um induktive Kategorien erweitert. 
Die in der Analyse hervorgehobenen Begriffe stellen 
die Kategorien dar.



Die Energiewende 
vor Ort verhandeln: 
Drei Fallbeispiele
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1.	 Windpark Hoort

Beteiligungsform Finanzielle Beteiligung (materiell)

Umsetzungs-/ Wirkungsebene Kommune

Regionale Verortung Mecklenburg-Vorpommern (Nord-Osten)

Umsetzungszeitraum 2012–2021

ENTSTEHUNGSGESCHICHTE
Hoort ist eine Gemeinde südlich der Landeshaupt-
stadt Schwerin in Mecklenburg-Vorpommern mit 
600 Einwohner:innen, die sich 2012 entschieden 
hat, einen Windpark auf eigenen Gemeindeflächen 
zu errichten. Kooperationspartner sind der regionale 
Projektierer LOSCON mit Sitz in Beeskow sowie die 
WEMAG als regionaler Energieversorger. Obwohl 
die Gemeindeflächen als voraussichtliche Windeig-
nungsgebiete galten, folgte in Zusammenarbeit mit 
LOSCON ein Zielabweichungsverfahren4, um den 
Bau des Windparks zu beschleunigen. 2016 wurden 
die Gemeindeflächen schließlich in einem raumord-
nerischen Vertrag als Windenergieeignungsräume 
ausgewiesen. 2021 war der Bau abgeschlossen und 
der Windpark wurde in Betrieb genommen.

ZIEL
Die Gemeinde erhoffte sich, durch die Rendite des 
Windparks finanziell besser aufgestellt zu sein und die 
ohnehin vorhandenen kommunalen Windeignungs-
flächen frühzeitig zu nutzen. Durch die Möglichkeit, 
selbst Anteile zu erwerben oder indirekt durch die 
Rendite der Kommune zu profitieren, sollten die 
Bürger:innen für den Windpark gewonnen werden.

4	 Das Raumordnungsgesetz weist mögliche Flächen für den 
Bau von Windenergieanlagen aus. Möchte eine Kommune oder 
ein Projektierer auf einer Fläche, die (noch) nicht im Raumord-
nungsgesetz als Windeignungsfläche ausgewiesen ist, einen 
Windpark errichten, so ist ein Zielabweichungsverfahren not-
wendig, um eine Genehmigung zu bekommen. Das Verfahren ist 
für Kommune und Projektierer aufwändig und führt nicht per se 
zu einer Beschleunigung bei der Ausweisung von Flächen.

ORGANISATION
Der Windpark Hoort besteht aus insgesamt 16 Wind-
kraftanlagen, die 2021 in Betrieb genommen wurden. 
Der Windpark wird von drei unterschiedlichen Gesell-
schaften bewirtschaftet. Windpark Hoort 1 besteht 
aus zwei Anlagen und gehört der mea Energieagentur 
Mecklenburg-Vorpommern, einer Tochtergesellschaft 
der WEMAG. Windpark Hoort 2 besteht aus vier Anla-
gen und gehört der Gemeinde Hoort, beteiligten 
Anrainergemeinden sowie Bürger:innen. Der Wind-
park wird gegen eine Beteiligung von 5 % von der mea 
kaufmännisch und technisch geleitet. Die restlichen 
zehn Anlagen (Windpark Hoort 3) gehören LOSCON. 
Fallbeispiel dieser Studie stellt ausschließlich der der 
Gemeinde zugehörige Windpark Hoort 2 dar.

FINANZIELLE BETEILIGUNG & 
ANTEILSEIGNER:INNEN

1.1.	 Fallbeschreibung

47,5 % 
Gemeinde Hoort 

36,6 % 
5 Anreinerkommunen

9 % 
10 Bürger:innen mit 
Wohnsitz in Hoort

1,9 % 
4 Bürger:innen ohne 
Wohnsitz in Hoort

mea Energieagentur 
Mecklenburg-Vorpommern GmbH

5 % 
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Die Kommune Hoort, Anrainergemeinden, ansässige 
Unternehmen und Bürger:innen hatten die Möglich-
keit, sich durch das Erwerben von Anteilen finanziell 
am Windpark Hoort 2 zu beteiligen, wobei das finan-
zielle Gesamtvolumen des Windparks bei 630.000 € 
lag. Die Anteile wurden im Rahmen eines mehrstufig 
festgelegten Verfahrens vergeben, das der Gemeinde 
Hoort und Anrainergemeinden Vorkaufsrechte an den 
Anteilen einräumte, dann folgten Bürger:innen und 
zuletzt Gewerbetreibende. Die Gemeinden haben 
hierfür teilweise Kredite aufgenommen. Bei den 
gezeichneten Beträgen der Bürger:innen rangiert 
die Höhe zwischen 250 € und 30.000 €. Dem Zeich-
nungsprozess gingen informelle Dialogprozesse wäh-
rend der Planungsphase voraus, um über den Bau 
der Windkraftanlagen zu informieren, Bedenken der 

Ein entscheidender Faktor für den erfolgreichen Bau 
des Windparks in Hoort liegt in der gestaltenden 
Rolle der Kommune. Diese zeichnet sich insbe-
sondere dadurch aus, dass die Gemeinde Hoort 
durch politisches Engagement der Bürgermeisterin 
und ihres Stellvertreters frühzeitig Flächenpotenziale 
sondiert hat und kommunale Flächen für Windener-
gieeignungsräume ausgewiesen werden konnten. 
Finanzielle Vorteile für die Gemeinde und eine Prozes-
stransparenz gegenüber den Bürger:innen standen 
hierbei an erster Stelle. Regionale Kooperationen mit 
dem lokalen Energieversorger WEMAG sowie dem 
regionalen Projektierer LOSCON haben weiterhin 
zum Erfolg des Projektes beigetragen. Herausforde-
rungen liegen in der Notwendigkeit der administrati-
ven Prozessoptimierung und einer sozial gerechten 
finanziellen Teilhabe. Neben der als langwierig wahr-
genommenen Genehmigungsdauer von acht Jahren 
fällt insbesondere die geringe Anzahl an Bürger:innen 

Bürger:innen aufzunehmen und Modifikationen vor-
zustellen. Beispielsweise hatten einige Bürger:innen 
im Vorhinein Sorge, nachts von den blinkenden 
Lichtern der Windräder gestört zu werden. Durch 
die Aufnahme dieser Bürger:innenbedenken in den 
Planungsprozess ist der Windpark Hoort einer der 
ersten Windparks mit nächtlicher Lichtabschaltung.

DATENERHEBUNG
•	 1 Beteiligte:r (Anteilseigner:in am Windpark Hoort 2)
•	 3 Umsetzer:innen (Verwaltungsmitarbeiter:in des 

Amts Hagenow-Land, leitende:r Mitarbeiter:in 
der mea Energieagentur sowie der WEMAG und 
Gemeindevertreter:in Hoort)

•	 10 Straßengespräche in Hoort

auf, die sich finanziell am Windpark beteiligt haben. 
Hier stellt sich sowohl vonseiten der Forschung als 
auch vonseiten der Bürger:innen die Frage, wie eine 
sozial gerechte Teilhabe an finanziellen Beteiligungs-
instrumenten aussehen kann.

Erfolgsfaktor: Die gestaltende Rolle der 
Kommune

In Hoort bestand ein großer Vorteil im Vorhanden-
sein von Gemeindeflächen als voraussichtliche Wind-
eignungsgebiete. Die Gemeinde konnte sich daher 
dafür entscheiden, selbst Vorhabenträgerin zu sein, 
im Rahmen eines Zielabweichungsverfahrens früh-
zeitiger als geplant zum Windenergieeignungsraum 
zu werden und damit weitere Erfolgsfaktoren wie 
die finanzielle Beteiligung der Kommune, Prozess-
gestaltung, Beteiligungsverfahren und die Auswahl 
des Projektierers von vornherein beeinflussen zu 

1.2.	 Erfolgsfaktoren und Herausforderungen
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können. Mit dem Bürger- und Gemeindenbeteili-
gungsgesetz ist Mecklenburg-Vorpommern seit 2016 
das erste Bundesland in Deutschland, das Investo-
ren und Projektierer verpflichtet, von der Anlage 
betroffene Bürger:innen und Gemeinden finanziell 
zu beteiligen5. In den letzten Jahren haben Bundes-
länder wie unter anderem Brandenburg, NRW und 
Thüringen ebenfalls verpflichtende Regelungen zur 

5	 Das Gesetz sieht drei unterschiedliche Möglichkeiten der 

Beteiligung vor: (1) Der Projektierer bietet Kommunen und 
Bürger:innen eine Beteiligung im Rahmen einer haftungsbe-
schränkten Gesellschaft an, die mindestens 20 % der Anteile 
erwerben kann. Die Kosten für einen Anteil liegen bei maximal 
500 €. Alternativ kann der Vorhabenträger (2) Kommunen eine 
Ausgleichsabgabe und Bürger:innen ein verzinstes Sparpro-
dukt anbieten oder (3) ein individuelles Beteiligungskonzept 
vorlegen, das vom Wirtschaftsministerium MV geprüft und an-
schließend als verpflichtend festgelegt wird (Landesrecht MV 
Bürgerservice 2016). 

finanziellen Beteiligung der Kommunen getroffen. So 
soll Kommunen bei Flächen, die in der Gemarkung 
als potenzielles Windeignungsgebiet ausgewiesen 
sind, aber nicht der Kommune gehören, ein stärkeres 
Mitspracherecht eingeräumt werden (Buchholz et al. 
2023). Bei Planungsbeginn 2012 war der Gemeinde 
Hoort noch keine Beteiligung an Windenergieanlagen 
zugesichert:  

„Wie wir gemerkt haben, das ist eine 
Fläche, wo Windparks hinkönnen, dann 
hätte jeder Landwirt, der da auch Flä-
chen hat, einen Windpark bauen kön-
nen, ohne uns zu beteiligen, auf eigene 
Kosten. Und da muss man schon in die 
Offensive gehen.“ 
(Gemeindevertreter:in in Hoort, 02.11.2023)
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Die Wissenschaftsplattform Klimaschutz fordert auch 
deshalb, die Rolle der Kommune in Planungsverfahren 
der Windenergie zu stärken und weist darauf hin, dass 
Kommunen bei Windenergie-Projekten möglichst selbst 
Vorhabenträgerinnen sein sollten, um Beteiligungsver-
fahren selbst steuern zu können (Buchholz et al. 2023).

Dies setzt ein Engagement seitens der Kommune 
voraus, das gerade in kleinen Kommunen wie Hoort 
häufig von motivierten Einzelpersonen ausgeht. Der 
sich meist über einige Jahre ziehende Planungspro-
zess ist sehr zeit- und ressourcenaufwendig und 
besonders ehrenamtlich tätige Bürgermeister:innen 
können dieses Engagement nicht immer aufbringen:

„Das Einzige ist, das war viel Arbeit. 
Ganz viele Termine, tausende 
Unterschriften, die ich geleistet habe, 
Verträge, die ich gar nicht verstanden 
habe [...], das war viel Arbeit.“ 
(Gemeindevertreter:in in Hoort, 02.11.2023)

Finanzielle Vorteile für die Gemeinde und ihre 
Bürger:innen haben entscheidend zum Erfolg des 
Ausbaus der Windenergie in Hoort beigetragen. Die 
Kommune hat sich durch die Rendite des Windparks 
finanzielle Spielräume erarbeitet, um notwendige 
Neuanschaffungen (neues Feuerwehrauto), Sanie-
rungsarbeiten im Ort (Dorfgemeinschaftshaus und 
Kita) oder Maßnahmen, die die Lebensqualität im Ort 
verbessern (Radweg), umsetzen zu können. Diese indi-
rekte Teilhabe an den Renditen des Windparks wird 
nicht nur von politischer Seite, sondern auch seitens 
der Bevölkerung als Gewinn für den Ort vermerkt:

„Es geht der Gemeinde dadurch 
finanziell besser, sie können 
Dinge davon anschaffen.“ 
(Frau, 69, aus Hoort, 22.09.2023) 

Unsere Analyse zeigt darüber hinaus, dass die ste-
tige Involvierung der Gemeinde in den Planungspro-
zess auch der Prozesstransparenz und damit der 
Transparenz gegenüber den Bürger:innen zuträglich 
sein kann. Durch ein konzertiertes Auftreten von 
Gemeinde, Projektierer6 und Versorger konnten die 
Bürger:innen früh über die geplanten Maßnahmen 
informiert werden. Dies zeigt sich auch in der Befra-
gung der Bürger:innen, in der sich der Großteil als 
gut informiert über den Prozess zur Planung des 
Windparks erwies. Da kritische Punkte beim Ausbau 
erneuerbarer Energien neben steigenden Kosten und 
sozialer Ungerechtigkeit insbesondere die Intranspa-
renz ablaufender Prozesse (Kerker et al. 2022) und 
mangelndes Vertrauen in Entscheidungsträger:innen 
(Eichenauer 2018) sind, ist es umso wichtiger, die 
Prozesstransparenz als vertrauensstiftenden Faktor 
hochzuhalten. Daneben könnte auch die Wiederwahl 
der Bürgermeisterin Iris Feldmann in Hoort bei der 
Gemeindevertretungswahl fünf Jahre nach Beginn 
der Planung des Windparks 2019 (ZKO 2019) auf 
ein Vertrauen in die Gemeindevertretung hindeuten:

„Die Zusammenarbeit ist wichtig, 
also wir hatten auch Glück mit 
dem Projektanten. Wenn das alles 
Hand-in-Hand geht und alle offen 
in dem Prozess sind und alle 
mitnehmen, besser geht es nicht […]. 
Das ist wirklich das A und O. Ganz 
offen, ganz transparent sein und 
alles, auch das Schlechte, auf den 
Tisch legen.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in 
Amt-Hagenow-Land, 21.09.2023)

Als besonders wertvoll für die Prozesstransparenz und 
positive Resonanz auf den Windpark wird vonseiten 

6	 Als Projektierer bezeichnet man das Unternehmen, das den 
Windpark plant und umsetzt.	
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der Kommunalpolitik und -verwaltung die regionale 
Kooperation zwischen der Gemeinde, dem Projek-
tierer LOSCON als ostdeutschem Unternehmen und 
der WEMAG als kommunalem Versorger betont. 
Betont wurde hierbei explizit ein Vertrauensvor-
schuss durch die Kooperation mit bekannten regio-
nalen Akteur:innen, von denen einige Bürger:innen 
sowie die kommunalpolitischen Akteur:innen bereits 
gehört hatten: 

„Dann haben wir uns den regionalen 
Energieversorger mit ins Boot geholt, 
die WEMAG. Was auch immer wichtig 
ist, denn sie legen die Anschlüsse, 
die Kabeltrassen etc. Man braucht 
da Genehmigungen und wenn die 
mitbeteiligt sind, dann verkürzt das 
diese ganze Geschichte schon gewaltig.“ 
(Gemeindevertreter:in in Hoort, 02.11.2023)

Der kommunale Versorger WEMAG betreibt eigen-
ständig zwei der insgesamt 16 Anlagen (Windpark 
Hoort 1), die technische und kaufmännische Leitung 
des Windparks der Gemeinde Hoort (Windpark Hoort 
2; 4 der 16 Anlagen) übernimmt eine Tochterfirma 
(mea) der WEMAG, die im Gegenzug mit 5 % am Wind-
park Hoort 2 beteiligt ist. Die regionale Verankerung 
schafft Vertrauen unter den Bürger:innen, das teil-
weise das fehlende Wissen seitens der Bürger:innen 
aufwiegen kann:

„Das funktioniert viel über Vertrauen, 
deswegen wurde die WEMAG gewählt, 
weil die glaubwürdig ist, wenn sie sagt: 
‚Wir machen das auch, wir sind selbst 
Mitgesellschafter.“ 
(Leitende:r Mitarbeiter:in der mea Energie-
agentur sowie der WEMAG, 25.09.2023)

Herausforderungen: Administrative Prozess-
optimierung und sozial gerechte finanzielle 
Teilhabe

Als insgesamt herausfordernd wird von allen Prozess-
beteiligten in Hoort die langwierige Genehmigungs-
dauer von acht Jahren bis zur Inbetriebnahme des 
Windparks beschrieben. Die Befragten führen einerseits 
die Unerfahrenheit der Gemeinde und des lokalen 
Versorgers mit dem Thema Windenergie als Grund für 
die langwierige Genehmigungsdauer an, andererseits 
eine aktiv herbeigeführte Verzögerung des administra-
tiven Genehmigungsprozesses in den verantwortlichen 
Behörden. Die finanzielle Beteiligung ist den Angaben 
zufolge kein Grund für die verzögerte Dauer. Diese 
Erkenntnis deckt auch die WPKS-Studie, die verzögernde 
Effekte vor allem in bürokratisch aufwendigen Genehmi-
gungsverfahren verortet sowie in der formal geregelten 
Strukturierung des EE-Ausbauprozesses7 (Buchholz et 
al. 2023). Mit einer Verfahrenslaufzeit von acht Jahren 
liegt die Gemeinde Hoort im bundesdeutschen Durch-
schnitt (Quentin 2023). Mit Blick auf den durch Bund 
und Länder im November 2023 beschlossenen „Pakt für 
Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleu-
nigung“ sollen Verfahren in Zukunft weniger Zeit bean-
spruchen (Bundesregierung 2023b). Weiterhin kann das 
Engagement von Bürger:innen gegen einen Windpark 
zu Verzögerungen führen. In Hoort beispielsweise hat 
sich eine Bürgerinitiative gegen den Bau des Windparks 
erst ein Jahr vor Baubeginn gegründet. Während der 
Bauphase konnte die Bürgerinitiative aufgrund von 
Naturschutzbedenken (Horste des Rotmilans) einen 
kurzfristigen Baustopp erwirken, der jedoch gerichtlich 
aufgehoben wurde. Unsere Gesprächspartner:innen 
wiesen darauf hin, dass unklar war, inwieweit der Wider-
stand von Teilen der lokalen Bevölkerung ausging oder 
über überregionale Dachverbände der Windkraftgeg-
nerschaft initiiert wurde. Inzwischen spielt die Bür-
gerinitiative aus der Perspektive der Kommunalpolitik 
keine große Rolle mehr. Ob die lange Planungsphase 

7	 Eneuerbare-Energien-Ausbauprozesses.
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mit einer Abnahme an Transparenz einherging und die 
Kritik dadurch befeuerte, bleibt offen. Jedoch zeigen 
Kamlage et al. (2014), dass Engagement und Interesse 
der Bürger:innen im Planungsprozess zunehmen, wäh-
rend Beteiligungsgelegenheiten abnehmen. Dies kann 
zu Spannungen führen:

„Jetzt, wo das Ding seit zwei Jahren 
läuft, ist absolut Ruhe und wieder 
Frieden im Dorf. Viele profitieren davon 
und werden das auch in Zukunft.“ 
(Gemeindevertreter:in in Hoort, 02.11.2023)

Neben indirekten finanziellen Vorteilen, die den 
Bürger:innen über Investitionsmaßnahmen der 
Gemeinde zugutekommen, gab es auch für ansässige 
Privatpersonen die Möglichkeit, Anteile am Windpark zu 
erwerben und direkt finanziell am Windpark zu partizi-
pieren. Trotz der Möglichkeit, auch kleine Summen zu 
zeichnen (die niedrigste gezeichnete Summe beträgt 
laut Handelsregister 250 €), transparenter Kriterien und 
eines mehrstufigen und auf das Gemeinwohl ausgerich-
teten Vergabeverfahrens sind nur wenige Bürger:innen 
Anteilseigner:innen. In Hoort haben neben der 
Gemeinde Hoort selbst und Anrainerkommunen nur 
knapp 2 % (11 von insgesamt 6008) der Einwohner:innen 
Anteile erworben. Die in Hoort befragten Bürger:innen 
geben an, dass ihnen der Erwerb von Anteilen entweder 
finanziell nicht möglich oder zu risikoreich ist. Vielmehr 
besteht der Wunsch, indirekt an Renditen aus dem 
Windpark beteiligt zu werden. Vergünstigte regionale 
Bürgerstromtarife sind von Fachseite ein empfohlenes 
Verfahren, wie Bürger:innen indirekt von den Rendi-
ten eines Windparks privat profitieren könnten (IÖW 
et al. 2020). In Interviews mit der Gemeindevertretung 
und dem regionalen Versorger wird diese Variante als 
aufwendig beschrieben, unter anderem müssten alle 
Bürger:innen denselben Strompreisanbieter haben:

8	 Statistisches Amt Mecklenburg-Vorpommern (2022).	

„Nein, viele Leute sind Anteilen abge-
neigt. Ich hätte mir gewünscht, dass 
alle Einwohner einen Sondertarif für 
Strom von der WEMAG erhalten. Das 
wäre eine tolle Beteiligung gewesen.“ 
(Mann, 47, aus Hoort, 22.09.2023)

„Ich halte es auch nicht für die 
beste Idee: eine Realbeteiligung für 
Menschen, die sonst keine Erfahrung 
mit solchen Dingen haben. Das sollte 
nie der alleinige Weg sein. [...] 
Da mutet man denen auch was zu. 
Wer sich da beteiligt, muss sich auch 
bewusst sein, auch Eigenkapitalverluste 
hinzunehmen. Das ist nicht einfach für 
den Menschen, der sich vielleicht vorher 
schon sehr schwer von dem Geld 
getrennt hat. Der hat dann Angst.“ 
(Leitende:r Mitarbeiter:in der mea 
Energieagentur sowie der WEMAG, 
25.09.2023)

Neben fehlendem Investitionskapital und damit ver-
bundenen Risiken wirkt zudem die Eintragung als 
Kommanditist:in9 ins Handelsregister auf Befragte 
abschreckend. Beteiligungsorganisator:innen und 
Gemeindevertretung teilen inzwischen den Eindruck, 
dass eine direkte finanzielle Beteiligung nur wenige 
Bürger:innen anspricht. Bei zukünftigen Energiewen-
devorhaben sollen indirekte finanzielle Beteiligungs-
möglichkeiten stärker mitgedacht werden:

9	 Als Kommanditist:in wird eine Person bezeichnet, die eine 
im Handelsregister eingetragene finanzielle Einlage in eine 
Kommanditgesellschaft (KG) leistet und nur bis zur Höhe die-
ser Einlage für Verbindlichkeiten der gesamten KG haftbar 
gemacht werden kann. Ein:e Kommanditist:in ist also ein:e 
Anteilseigner:in mit einem bedingten Risiko.
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„Das werden wir bei Solar anders 
machen. Wir planen ein sogenann-
tes Bürgergeld. Technisch ist es wohl 
unheimlich aufwendig, weil alle Bürger 
den Stromanbieter wechseln und auch 
bei dem bleiben müssen, um mit einem 
abgesenkten Strompreis zu arbeiten. 
Da haben wir uns überlegt, dass es 
einfacher wäre, mit einem Bürgergeld 
die Gewinne des Solarparks, eventuell 
auch mit Gewinnen des Windparks, die 
die Gemeinde nicht ausgibt [...], jedem 
Bürger über 18, der bei uns gemeldet 
ist, im Januar Summe X zu überweisen.“ 
(Gemeindevertreter:in in Hoort, 02.11.2023)

Die Energiewendeforschung bestätigt diesen Ein-
druck. Bevölkerungsgruppen mit wenig individu-
ellem sozio-ökonomischen und sozio-kulturellen 
Kapital werden durch direkte finanzielle Beteiligung 
in Bürgerenergieprojekten kaum angesprochen. 
Das begrenzt das partizipations- und demokratie-
fördernde Potenzial von Bürgerenergieprojekten und 
erhöht die Gefahr, dass sich die Ungleichheit zwischen 
Transformationsgewinner:innen und -verlierer:innen 
noch weiter verstärkt (Johansen & Emborg 2018; 
Radtke 2016). Um Beteiligungsformate inklusiv zu 
gestalten, müssen die Bedürfnisse von Menschen, 
die im öffentlichen Raum wenig präsent sind, im 
Mittelpunkt stehen (Meinlschmidt et al. 2023). Um 
dies zu gewährleisten, bietet sich die Beteiligung von 
Kommunen verbunden mit einer gemeinwohlorien-
tierten Investitionsstrategie der Renditen an, wie in 
Hoort geschehen, und die verstärkte Integration von 
Instrumenten indirekter finanzieller Beteiligung für 
Privathaushalte.

Windpark Hoort ist ein Beispiel für die finanzielle 
Beteiligung von Kommunen und Bürger:innen 
in der Transformation. Durch die gestaltende 
Rolle der Kommune Hoort, gute Flächenvor-
aussetzungen in der Gemarkung und eine hohe 
Prozesstransparenz konnten Bürger:innen und 
Kommune von dem Windpark überzeugt wer-
den und finanziell profitieren. Herausforderungen 
bestanden in langen Genehmigungsverfahren 
und darin, dass nur sehr wenige Bürger:innen in 
den Windpark investiert haben. Unsere Analyse 
zeigt, dass der Windpark vor Ort und eine damit 
verbundene gemeinwesenorientierte Investi-
tion der Gewinne eine Beteiligung an der Trans-
formation lebensnah macht. Dies zeigen auch 
Bürger:innenumfragen in Hoort. Um potenziellen 
Konflikte zwischen Energiewendegewinner:innen 

und -verlierer:innen frühzeitig entgegenzuwirken, 
sind für das Gelingen einer gerechten Transforma-
tion neben einer indirekten finanziellen Teilhabe 
über kommunale Strukturen auch Instrumente 
indirekter finanzieller Beteiligung von Privathaus-
halten zu diskutieren.

ERFOLGSFAKTOREN: Gestaltende Rolle der 
Kommune; Engagement seitens der Kommune; 
Finanzielle Vorteile für die Gemeinde; Prozes-
stransparenz; Regionale Kooperation

HERAUSFORDERUNGEN: Administrative Pro-
zessoptimierung; Langwierige Genehmigungs-
dauer; Sozial gerechte finanzielle Teilhabe; Wenige 
Bürger:innen sind Anteilseigner:innen

FÜR SCHNELL-LESER:INNEN
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ENTSTEHUNGSGESCHICHTE
Das Forum Energiedialog (FED) ist 2016 von der Lan-
desregierung Baden-Württemberg initiiert worden, 
um Kommunen und Bürger:innen in konfliktären 
Situationen bei der Umsetzung der Energiewende 
vor Ort zu begleiten. Mittlerweile wird das Projekt in 
der dritten Legislaturperiode gefördert. Administrativ 
ist das FED im Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft verortet. Seit 2016 wurden rund 
100 Kommunen begleitet. Mit einem Jahresbudget im 
sechsstelligen Bereich ist das FED das größte Betei-
ligungsprojekt in Baden-Württemberg. Der Bedarf 
ist weiterhin sehr hoch, bislang musste jedoch noch 
keine Anfrage durch eine Kommune aus finanziellen 
Gründen abgelehnt werden. 

ZIEL
Das primäre Ziel des FED ist es, Kommunen beim 
Umgang mit Konflikten in der Umsetzung der Energie-
wende durch eine sachliche und konstruktive Debatte 
vor Ort zu begleiten. Den Ausbau der erneuerbaren 
Energien voranzutreiben, ist für das FED zweitrangig. 
Damit soll das Eskalationspotenzial von Transfor-
mationskonflikten durch Transparenz, Information, 
Dialog und Konfliktbearbeitung gemindert und 
Entscheidungsträger:innen in ihrer Handlungsfähig-
keit gestärkt werden. Wind- und Solarenergie stehen 
im Mittelpunkt, unterstützt wird jedoch bei sämtlichen 
Konflikten, die im Kontext der Energiewende aufkom-
men (z. B. Geothermie und Wasserkraft).

ORGANISATION
Die Umsetzung erfolgt durch Fachkräfte unabhängiger 
Agenturen für Prozess-, Konflikt- und Kommunikati-
onsberatung, vorrangig die Agentur team ewen, die 
vom Ministerium beauftragt sind, aber unabhängig 
arbeiten. Kommunale Entscheidungsträger:innen 
können das FED kontaktieren, wenn die Umsetzung 
energiepolitischer Maßnahmen vor Ort begleitet 
werden soll. In einem ersten Schritt erstellen die 
FED-Mitarbeiter:innen eine systemische Konfliktana-
lyse. Hierbei wird unter anderem geklärt, um wel-
chen Konflikt es sich vor Ort handelt, wie weit dieser 
bereits eskaliert ist, welche konfliktären Themen und 
Akteur:innen im Mittelpunkt stehen und in welcher 
Planungsphase sich das Energiewende-Projekt befin-
det. Auf Basis der Umfeldanalyse stimmt das FED 
gemeinsam mit lokalen Entscheidungsträger:innen 
Informations-, Kommunikations- oder Dialogmaß-
nahmen ab und setzt diese vor Ort um. Sobald ein 
Genehmigungsantrag zum Ausbau erneuerbarer 
Energien eingereicht ist und sich die Kommune in 
der Planungsphase befindet, muss das FED die Pro-
zessbegleitung beenden. Hintergrund ist, dass das 
Umweltministerium gleichzeitig die oberste Aufsichts-
behörde der Genehmigungsbehörden ist und sich 
hierdurch Rollenkonflikte ergeben könnten.

2.	 Forum Energiedialog

Beteiligungsform Informierter Dialog und Konfliktbearbeitung (immateriell)

Umsetzungs-/ Wirkungsebene Land/Kommune

Regionale Verortung Baden-Württemberg (Süd-Westen)

Umsetzungszeitraum Seit 2016

2.1.	 Fallbeschreibung
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INFORMELLES FORMAT & INFORMIERTER DIALOG
Als dialogisches informelles Format versteht sich 
das FED als allparteiliche Prozessbegleitung, basie-
rend auf Elementen der Information, des Diskurses 
und der Mediation. Bürger:innen oder Stakeholder 
sollen durch einen informierten Dialog Argumente 
kennenlernen, abwägen und leichte Modifikations-
möglichkeiten im Planungsprozess diskutieren, um 
auf Grundlage dessen eine informierte Entscheidung 
treffen zu können. Zu einem tatsächlichen Mitge-
staltungsmoment kommt es in einigen Fällen, wenn 
die Kommune sich beispielsweise im Rahmen der 
FED-Arbeit für einen Bürger:innenentscheid aus-
spricht. Durch die allparteiliche10 Haltung des FEDs 

10	 Allparteilich ist ein Fachbegriff aus der Mediation und be-
schreibt, dass das FED mit allen Beteiligten gleichermaßen par-
teilich ist und keine Meinung bevorzugt wird.	

sollen alle Argumente gleichermaßen im Diskurs 
Berücksichtigung finden. Je nach kommunalem Bedarf 
setzt das FED eine Vielzahl an Instrumenten ein. 
Hierzu gehören beispielsweise die Entwicklung von 
Informationsmaterialien oder die Organisation von 
Dialogveranstaltungen und Exkursionen. 

DATENERHEBUNG
•	 2 Beteiligte (je ein:e Verwaltungsmitarbeiter:in der 

Stadt Bruchsal und der Stadt Eberbach)
•	 2 Umsetzer:innen (Mitarbeiter:in der Agentur team 

ewen und Verwaltungsmitarbeiter:in des Landes 
Baden-Württemberg)

•	 10 Straßengespräche in Eberbach
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Das FED ist ein informelles Dialoginstrument und ein 
Beispiel, wie das Land Kommunen bei der Umsetzung 
der Transformation niedrigschwellig unterstützen kann. 
Zwischen Land und Kommunen wird im Rahmen des 
FED eine kommunikative Verantwortungsgemein-
schaft gebildet, der es gelingt, den Prozess der kommu-
nalen Entscheidungsfindung allparteilich zu begleiten 
und darüber Prozesslegitimität11 zu stiften. Damit 
schafft das FED vor Ort eine kommunikative Grundlage, 
um den Ausbau der erneuerbaren Energien konfliktsen-
sibel zu gestalten. Herausforderungen der FED-Arbeit 
liegen in organisationalen Schwierigkeiten, einer 
mangelnden Repräsentativität der Bürger:innen 
und einem guten Erwartungsmanagement.

Erfolgsfaktoren: Verantwortungsgemeinschaften 
und Prozesslegitimität stiften

Zentrale Aspekte unserer Infrastruktur liegen in kom-
munaler Hand (Bundesregierung 2020). Der Erfolg der 
Transformation hängt damit auch von kommunalen 
Kapazitäten ab. Gerade den Kommunen mangelt 
es aber ohnehin schon an finanziellen und perso-
nellen Kapazitäten, um diese zusätzlichen Aufga-
ben zu stemmen. Gleichzeitig ist die Kommune der 
direkte Erfahrungsraum von Bürger:innen. Hier wird 
Transformation lebensweltlich spürbar und weckt 
Bedarfe nach Transparenz, Information, Dialog bis 
hin zu Konfliktklärung (Gatzemeier & Berndt 2022). 
Gerade diesen Kommunikationsbedürfnissen kann 
die Kommune aufgrund fehlender Ressourcen nicht 
immer nachkommen. Hier setzt das FED an. Es bildet 
eine Verantwortungsgemeinschaft zwischen Land 
und Kommunen, indem das Land eine finanzielle und 

11	 Prozesslegitimität, angelehnt an den Begriff der Through-
put-Legitimität (Kneip et al. 2020), meint, für wie gerechtfertigt 
Bürger:innen und Stakeholder den Prozess der Entscheidungsfin-
dung in der Kommune, beispielsweise pro oder contra Windener-
gieanlage, halten.

politische Unterstützungsstruktur für Kommunen in 
der Transformation bietet:

„Es braucht den Mut und die Bereit-
schaft der Hausspitze oder Regierung 
zu einem ergebnisoffenen Dialogpro-
zess zu stehen, auch wenn sie sich in 
der Sache selbst klar für einen EE-Aus-
bau positioniert hat.“ 
(Verwaltungsmitarbeiterin in 
Baden-Württemberg, 21.08.2023)

Die politische Entscheidung des Landes, die Kommu-
nen in Transformationsbelangen aktiv zu unterstützen 
und auf ein allparteiliches Instrument zu setzen, um die 
in diesem Zusammenhang entstehenden Konflikte in 
den Kommunen zu verstehen und zu bearbeiten, ist 
Teil der baden-württembergischen Politik des Gehörtwer-
dens12. Man erhofft sich dadurch, entstehende Konflikte 
in der Gesellschaft im Vorhinein kennenzulernen und 
Bedenken mit Information und guter Prozessgestaltung 
in der Planung begegnen zu können. Gleichermaßen 
erhofft man sich, die Entscheidungsträger:innen in den 
Kommunen durch eine gute Unterstützungsstruktur 
für die Transformation gewinnen zu können, denn 
diese wirken in die Kommunen hinein und müssen 
die politischen Entscheidungen des Landes vor Ort 
umsetzen und repräsentieren:

„Man kann nicht gegen das Volk 
regieren. Gerade wenn es konkret 
und streitig ist, dann müssen Sie 
[die politisch Verantwortlichen] 
in die Debatte reingehen.“ 
(Leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in 
in Baden-Württemberg, 02.11.2023)

12	 Die Politik des Gehörtwerdens ist eine Eigenbezeichnung 
für die Beteiligungsstrategie Baden-Württembergs (Beteili-
gungsportal Baden-Württemberg 2024).

2.2.	 Erfolgsfaktoren und Herausforderungen
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„Sie müssen sich vorstellen, das sind 
Gemeinden, die haben manchmal 
nur drei Mitarbeiter im Rathaus, die 
sind mit sowas einfach überfordert.“ 
(Mitarbeiter:in der Agentur team ewen, 
20.09.2023)

Die Unterstützung und inhaltliche Begleitung durch 
das FED ist für Entscheidungsträger:innen zudem 
eine Entlastung, da auch sie sich teils noch im Mei-
nungsbildungsprozess befinden. Eine Entlastung 
kann zwar theoretisch auch die Gefahr einer Verant-
wortungsverschiebung bergen und die Möglichkeit 
eröffnen, dass Bürgermeister:innen die Positionierung 
zum Windausbau an Land und prozessdurchfüh-
rende Agentur externalisieren und eine politische 
Stellungnahme vermeiden. Die Gespräche mit Kom-
munalpolitik und -verwaltung deuten jedoch auf das 
Gegenteil hin: Die Prozessunterstützung durch das 
FED ermutigt Kommunalpolitiker:innen darin, sich 
mit konfliktären Transformationsthemen wie dem 
Ausbau erneuerbarer Energien in ihrer Kommune 
aktiv auseinanderzusetzen:

„Aber es war wichtig, dass wir inner-
halb der Verwaltung – da gibt es auch 
bei dem Thema nicht nur Fürsprecher 
– dass wir da jemand Dritten als Medi-
ator hatten, der auch immer wieder 
dazwischenstand und gesagt hat: ‚Die 
Bevölkerung fordert das, die Verwal-
tung fordert das. 
Wie kriegt man das zusammen?‘ 
Wären wir da alleine gewesen, wäre 
das anders gewesen.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in der Stadt Bruchsal, 
28.09.2023)

„Der größte Vorteil [vor allem für 
Bürgermeister:innen] ist, dass sie 
sich aus dem gewohnten Führungs-
prozess zurücknehmen können und 
einfach Teilnehmer sein können. [...] 
Sie müssen nicht das Gefühl haben, 
alles wissen zu müssen oder zu allem 
eine Meinung haben zu müssen.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Baden-Württemberg, 21.08.2023) 

Neben der Verantwortungsgemeinschaft wird die 
moderierte und allparteiliche Prozessgestaltung als 
Stärke des FEDs betont. Sie schafft in konfliktären 
Transformationsfragen wie dem Windausbau eine 
Prozesslegitimität. Zentrale methodische Aspekte 
zur Schaffung und Stärkung der Prozesslegitimität 
sind die Wahrung der Allparteilichkeit, eine Prozess-
kompetenz, eine Prozessoffenheit sowie die Schaffung 
sozialer Interaktionsräume. Allparteilichkeit meint, 
alle lokalen Perspektiven und Konfliktparteien glei-
chermaßen zu berücksichtigen. Prozesskompetenz 
beschreibt eine neutrale Moderation und mediative 
Kompetenz. Unter Prozessoffenheit ist ein früher 
und sinnvoller Einstiegszeitpunkt für die kommunale 
Zusammenarbeit mit dem FED zu verstehen, der 
zunächst offenhält, ob sich die Kommune für oder 
gegen eine Windenergieanlage ausspricht:

„Dies funktioniert wirklich nur dann, 
wenn die Plattform auch als fair und 
allparteilich wahrgenommen wird. […] 
Das FED wird nicht daran gemessen, 
ob in der Kommune hinterher auch 
eine Windenergieanlage steht, son-
dern daran, ob in der Kommune ein 
vernünftiger Dialog zustande kommt, 
der den Menschen vor Ort hilft, ihre 
eigene Entscheidung zu treffen.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Baden-Württemberg, 21.08.2023)
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Die Schaffung sozialer Interaktionsräume stiftet 
Erfahrungswissen unter Bürger:innen und 
berücksichtigt neben sachlichen Fragen auch 
die emotionale Auseinandersetzung mit einer 
Veränderung der Gemarkung. Gerade Spaziergänge zu 
möglichen Eignungsflächen für den Windausbau oder 
Simulationstechniken wie Augmented/Virtual Reality 
tragen hierzu bei, denn durch die Berücksichtigung 
der emotionalen Mikroebene in Planungsprozessen 
können Diskurse auf gesellschaftlicher Ebene 
beeinflusst werden. Dass Bürger:innen sich in ihren 
Bedenken ernst genommen und berücksichtigt 
fühlen, ist entscheidend für eine konfliktsensible 
Umsetzung der Energiewende (Collins 2004; Hoch 
2006; Kompetenznetz LOKONET 2023).

Neben dem informierten Dialog mit Bürger:innen 
zeigt die Studie, dass auch die fortlaufende 
Aufrechterhaltung eines Dialograums mit lokalen 
Stakeholdern von den Kommunen als hilfreich 
empfunden wird, da dieser als Entscheidungsstütze 
und Reflexionsraum fungiert sowie eine strategische 
Vernetzung ermöglicht:

„Wenn ein wichtiger Unternehmens-
lenker eines namhaften Unternehmens 
vor Ort sagt: ‚Es ist wichtig für zukünf-
tige Arbeitsplätze und Innovationssi-
cherheit, dass wir Energiesicherheit 
in einem verlässlichen Kostenrahmen 
bieten, bitte baut die Erneuerba-
ren aus.‘, dann hat das einen extre-
men Effekt auf den Gemeinderat.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in der Stadt Bruchsal, 
28.09.2023)

Im Folgenden soll noch einmal stärker auf die Kom-
plexität der Allparteilichkeit eingegangen werden. 
Allparteilichkeit ermöglicht, dass alle im lokalen Kon-
flikt vorhandenen Perspektiven auf den Windausbau, 
auch die offener Kritiker:innen und Protestgruppen, 
Gehör finden. Dies ist umso mehr hervorzuheben, 

da das FED ein vom Land Baden-Württemberg finan-
ziertes Format ist, das den Ausbau der Windenergie 
grundsätzlich vorantreiben muss und will:

„Es ist dem Forum gelungen, in der 
Region, damit meine ich die Bürger, 
Kommunen und auch Projektierer, 
als eine allparteiliche Plattform 
wahrgenommen zu werden. Das ist 
deshalb nicht trivial, da das Land ja 
die Kosten für den Dialog übernimmt.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Baden-Württemberg, 21.08.2023)

„Jetzt kann man sagen, ihr seid vom 
Land bezahlt und die wollen die 
Energiewende. Aber die Konstellation, 
dass jemand den Prozess moderiert 
und organisiert, der weder von der 
Kommune noch von der Windfirma 
bezahlt ist, das ist eine besondere und 
seltene Situation. [...] Das ist die Stärke 
des Projektes.“  
(Mitarbeiter:in der Agentur team ewen, 
20.09.2023)

Obwohl im Sinne der Allparteilichkeit zur „Dees-
kalation eines Konfliktes […] in erster Linie diese 
verfeindeten Akteur:innen an einen Tisch kommen 
[müssen]“ (Besemer et al. 2014, S. 28), stellt sich 
im Rahmen des FEDs auch die Frage, ob ein vom 
Land finanziertes informelles Dialogformat das tat-
sächlich aufrechterhalten kann, wenn auch sachlich 
falsche, teils verschwörungstheoretisch anmutende 
Argumente von Kritiker:innen Gehör finden. Auf der 
anderen Seite erkennt das FED durch die allpartei-
liche Haltung an, dass der Ausbau der erneuerbaren 
Energien regionale Landschaften verändert und 
daher nicht von oben durchgesetzt werden kann, 
sondern eine demokratische regionale Grundlage 
braucht. Deshalb muss es im Eigeninteresse des 
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Landes sein, Dialogprozesse zu unterstützen, um die 
Argumente für und gegen Transformationsvorhaben 
vor Ort kennenzulernen und im Projektdesign zu 
antizipieren. Nur durch die Erweiterung der Wissens-
grundlage und einen Dialog auf Augenhöhe können 
Transformationsziele langfristig friedlich umgesetzt 
werden und sich Gesellschaften transformieren.

Letzteres bestätigt auch die Literatur. Es ist wichtig, Foren 
einer fairen und demokratischen Streitkultur zu schaf-
fen, gerade auch um lokale Entscheidungsträger:innen 
im Umgang mit populistischen Narrativen zu schulen 
(Reusswig et al. 2021). Um eine gute Balance in der 
Allparteilichkeit zu erreichen, müssen in der Prozess-
gestaltung vor Ort mindestens drei Aspekte Berück-
sichtigung finden:

•	 Prozesskompetenz in Form einer externen Mode-
ration und Mediation;

•	 Sensibilität für unterschiedliche Sichtweisen;
•	 Reflektionsfähigkeit von Kommune und Prozess-

begleitung, wie populistische Agitation trotz einer 
allparteilichen Haltung wirksam beschränkt werden 
kann.

„Das FED wollte teilweise die Kritiker 
mehr zu Wort kommen lassen, aber ich 
finde, wir haben die schon sehr repräsen-
tativ oder überrepräsentativ dargestellt. 
Wir wollten ihnen da auch keine Bühne 
bieten, sich selber stärker darzustellen, 
als sie es sind oder als die Meinung in 
der Gesellschaft durchschnittlich ist. 
[D]ie ganz Vielen dazwischen erscheinen 
nicht in so einem hohen Anteil, wie die 
am Rand. Da war’s uns wichtig, dass man 
das nicht künstlich stärkt und trotzdem 
einen ausgewogenen Dialog zulässt. 
Das war immer wieder ein Balanceakt.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in der Stadt Bruchsal, 
28.09.2023)

Herausforderungen: Organisation, Repräsen-
tativität und Erwartungsmanagement

Trotz einer Vielzahl an positiven Aspekten zur 
Stärkung der Prozesslegitimität beim Windausbau 
weist der informierte informelle Dialog im Rahmen 
des FEDs organisationale Herausforderungen sowie 
eine mangelnde Repräsentativität der Bürger:innen 
bei FED-Veranstaltungen auf.

Aus der Arbeit des FEDs ergeben sich durch die 
Form der Organisation zwei Herausforderungen 
für Kommunen. Einerseits darf das FED die Begleitung 
von Kommunen nur bis zur Planungsphase 
aufrechterhalten. Hintergrund ist die Doppelrolle 
des Umweltministeriums: Das FED ist administrativ 
an das Umweltministerium angebunden, gleichzeitig 
ist das Umweltministerium oberste Aufsichtsbehörde 
der Genehmigungsbehörden für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Diese Doppelrolle führt 
dazu, dass nicht der Prozessverlauf, sondern 
Vorgaben des Ministeriums den Start- und 
Zielpunkt der FED-Arbeit festlegen. Sollten in 
der Genehmigungsphase also erneut Konflikte 
aufkommen, so darf das FED die Kommune nicht 
mehr beraten. Da das bürgerschaftliche Engagement 
in Form von Bürgerinitiativen häufig mit Baubeginn 
noch einmal zunimmt (Kamlage et al. 2014) und 
die Genehmigungsphase im Durchschnitt acht 
Jahre dauert (Quentin 2023), besteht die Gefahr, 
dass die Transparenz abnimmt. Ohne eine weitere 
prozessuale Begleitung in der Genehmigungs- und 
Bauphase können Konflikte erneut aufkommen 
und den Ausbau verzögern. Andererseits besteht 
eine Herausforderung in der Organisation und 
Finanzierung passender Expert:innen. Diese sollen 
im Rahmen der FED-Formate der allgemeinen 
Information der Bürger:innen und kommunalen 
Entscheidungsträger:innen sowie der Verwaltung 
im Vorhinein des Dialogs dienen. Als besondere 
Schwierigkeit stellt sich für die Kommunen 
heraus, Personen zu finden, die komplexe Inhalte 
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niedrigschwellig und bürger:innennah kommunizieren 
können. Obwohl die Arbeit des FEDs vom Land 
finanziert wird, müssen die Kommunen einen kleinen 
Eigenanteil leisten, der darin besteht, Expert:innen 
einzuladen und Honorare zu vereinbaren und zu 
zahlen. Das FED hat zwar Kontakt zu assoziierten 
Sprecher:innen, kann aber im Einzelfall nicht immer 
jemanden anbieten. Die Honorare der Expert:innen 
übersteigen teils die finanziellen Kapazitäten 
der Kommunen und der Rechtfertigungsdruck 
im Gemeinderat steigt. Dies kann gerade FED-
kritischen Parteiangehörigen, wie in einem Fall AfD-
Vertreter:innen, in die Hände spielen:

„Es ist wichtig und gut, einen 
Keynotesprecher zu haben, der 
das ganze Thema abdecken kann. 
Aber wir müssen da manchmal 
kleinere Brötchen backen und lieber 
unsere lokaleren Leute oder [Leute] 
vom Land beauftragen.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in der Stadt Bruchsal, 
28.09.2023)

Generell lässt sich in den FED-Formaten eine sehr 
selektive Teilnahme und mangelnde Repräsen-
tativität der Bürger:innen in der Gemeinde ver-
zeichnen. FED-Formate erreichen meist die lokal 
politisch engagierte Zivilgesellschaft, besonders 
kritisch eingestellte Gruppen sowie häufig mittelalte 
bis ältere Männer. Beteiligungsformate müssen 
nicht immer repräsentativ sein, auch eine intensive 
Auseinandersetzung mit einzelnen Perspektiven 
kann gesellschaftliche Dynamiken positiv beein-
flussen (Ewen & Horelt 2019). Es muss jedoch bei 
allen Beteiligten das Bewusstsein vorhanden sein, 
dass das hier entstehende Bild nicht repräsentativ 
für den Diskurs in der Gemeinde ist. Leider werden 
aber Erkenntnisse aus solchen Prozessen gerade von 
lokalen Medien teils als repräsentativ kommuniziert:

„Ich hatte eine Veranstaltung, da sind 
400 Leute, keiner will eine Solaranlage, 
keiner will einen Windpark, aber sie 
machen auch keine Alternativangebote. 
Ich sehe keine einzige junge Person 
da sitzen. Und die Zeitung ist da und 
schreibt: ‚Der Ort will keine erneuerbaren 
Energien.‘ So entsteht dann Bild und 
Meinung, aber man weiß nicht, was 
andere denken, die nicht da waren.“ 
(Mitarbeiter:in der Agentur team ewen, 
20.09.2023)

Insgesamt ist es ein Anliegen des FEDs und der Kom-
munen, eine breitere Mehrheit mit ihren Formaten 
anzusprechen, gerade auch um Akteur:innen, die an 
einer sachlichen Debatte interessiert sind, „im Sinne 
von Energy Citizenship“13 (Reusswig et al. 2021) zu stär-
ken. Wobei zu vermerken ist, dass an FED-Prozesse 
angeschlossene Bürger:innenentscheide für oder 
gegen eine Windkraftanlage bessere Wahlquoten 
erzielt haben als dies bei anderen kommunalen Wah-
len der Fall war. Insofern scheinen die Prozesse einen 
sekundären Effekt in der Gemeinde zu erzielen. Zeit-
punkt und Formatwahl der FED-Intervention werden 
gemeinsam mit der Kommune unter der Prämisse 
entschieden, dass möglichst vielen Bürger:innen eine 
Teilnahme möglich sein soll. Junge Menschen werden 
jedoch so gut wie gar nicht erreicht, obwohl es um die 
Gestaltung ihrer Zukunft geht. Für junge Menschen 
wurden bereits aufsuchende Formate in Kooperation 
mit Schulen und Fridays for Future erprobt, bislang 
leider wenig erfolgreich. Insgesamt verschieben sich 
die demografischen Kräfteverhältnisse in ländlichen 
Regionen zugunsten älterer Personen:

13	 Energy Citizenship meint zweierlei: Einerseits das Recht der 
Bürger:innen auf eine gerechte und nachhaltige Transformation, 
andererseits der Appell an die Bürger:innen, im Rahmen ihrer 
Kräfte die Verantwortung zu übernehmen, zur Transformation 
des Energiesystems beizutragen (EC² 2023).	
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„Das ist die Kunst: Wie bekomme ich 
die Informationen an die Bürger:innen? 
[…] Man erreicht die Menschen einfach
nicht, es interessiert viele nicht.“ 
(Leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in der 
Stadt Eberbach, 12.09.2023)

„Es gibt immer wieder Prozesse, 
bei denen wir das Gefühl haben, 
wir erreichen nicht den Kern, die 
schweigende Mehrheit, diejenigen, 
die man eigentlich erreichen müsste.“ 
(Mitarbeiter:in der Agentur team ewen, 
20.09.2023)

Diese Unausgewogenheit bei der Repräsentanz ist 
ein häufiges Phänomen von Beteiligungsformaten 
in Planungsprozessen. Überrepräsentiert sind meist 
Männer, gebildete Personen und Menschen aus 
der Mittelschicht, die sich in Diskussionsprozessen 
häufig besser durchsetzen können (Buchholz et 
al. 2023; Hübner et al. 2020; Radtke 2016). Hüb-
ner et al. (2020) beschreiben, dass ein Problem 
darin besteht, dass Planungsprozesse insgesamt als 
„intransparent und schwer nachvollziehbar wahr-
genommen“ (ebd., S. 41) werden und das gerade 
marginalisierte Bevölkerungsgruppen abschreckt. 
Befragte Bürger:innen nennen als primäre Gründe, 
keine Zeit zu haben, sich nicht zu interessieren 
oder andere Verpflichtungen verfolgen zu wollen 
oder zu müssen:

„Nein. Der Zeitplan! Ich bin 
alleinerziehend, 2 Kinder, da 
passt das schlicht nicht mehr rein!“ 
(Frau, 43, aus Eberbach, 25.09.2023)

More in Common (2021) spricht von einem „unsicht-
baren Drittel“, das sich trotz politischer Unzufrieden-
heit und konkreter Kritikpunkte nicht beteiligt. Ein 
Grund ist eine fehlende Beziehung zum Gemeinwesen, 

die nur langsam über Multiplikator:innen aufge-
baut werden kann. Gleichzeitig könnten über eine 
breitere Angebotspalette an Beteiligungsformaten 
Menschen in unterschiedlichen Lebensrealitäten 
angesprochen werden. Hierzu gehört, auch bei der 
Planung von Beteiligungsformaten zusätzliche Ange-
bote, die Bürger:innen die Teilnahme erleichtern, 
bereitzustellen. Dies umfasst beispielsweise eine 
Kinderbetreuung, einen Fahrservice in ländlichen 
Regionen oder im Falle eines Online-Formats die 
Bereitstellung von technischen Geräten (More in 
Common 2021).

Als weitere übergreifende Herausforderung stellt 
sich zuletzt das Erwartungsmanagement und die 
Identifikation des Handlungsspielraums heraus. 
Der Spielraum für die inhaltliche Mitwirkung seitens 
der Bürger:innen in Planungsverfahren beschränkt 
sich in der Regel auf die Flächenfrage oder Formen 
finanzieller Beteiligung und das auch meist nur, 
wenn es sich hierbei um Gemeindeflächen handelt 
(Buchholz et al. 2023):

„Die Realität und klassische Fragestel-
lung aus Sicht der Kommune lautet: 
‚Wollen wir unsere eigenen Flächen 
zur Verpachtung zur Verfügung stel-
len?‘ […] Nicht Erwartungen schüren, 
die man nachher nicht halten kann.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Baden-Württemberg, 21.08.2023)

Kommt es im Zuge eines FED-Prozesses zu einem 
Bürger:innenentscheid hinsichtlich der Entschei-
dung für oder gegen eine Windkraftanlage, ist dies 
eine direktdemokratische Ausnahme. Zudem sollten 
Bürger:innenentscheide nicht als partizipatorisches 
Allheilmittel betrachtet werden. Sie können als Legi-
timationsinstrument genutzt werden, es besteht 
jedoch auch die Gefahr, dass sie zu Polarisierungs-
dynamiken beitragen können (Radtke et al. 2023). 
Bei allen Verfahren ist es zentral, Bürger:innen im 
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Vorhinein genau zu erklären, in welchem Spielraum 
Veränderung überhaupt möglich ist und welche Rolle 
sie dabei spielen können, denn Scheinbeteiligung 

kann zu verstärkter Frustration und vermehrtem 
Widerstand führen (Hübner et al. 2020; Leschinger 
& Hübner 2022). 

Das FED bearbeitet lokale Energiewendekon-
flikte durch Dialogformate, die den Kriterien der 
Prozessoffenheit und Allparteilichkeit entspre-
chen. Durch die Berücksichtigung aller vorhan-
denen Perspektiven erhöht sich die Legitimität 
des Entscheidungsfindungsprozesses sowie 
des Ergebnisses. Aufgrund der administrativen 
Anbindung des FEDs an das Umweltministerium, 
dürfen Kommunen jedoch nur bis zur Planungs-
phase begleitet werden. Weiterhin spricht das 
Format nur einen Teil der Bürger:innen an, junge 
Menschen nehmen trotz zielgruppenspezifischer 
Bemühungen nicht oder nur vereinzelt teil. Der 
Handlungsspielraum begrenzt sich zudem häu-
fig auf die Frage, ob die Kommune ihre Flächen 
grundsätzlich zur Verpachtung und dem Bau von 
Wind- und Solarkraftwerken zur Verfügung stellen 
will. Unsere Analyse zeigt: Mit lokalen Transforma-
tionsprozessen gehen Konflikte einher. Diese zu 
erkennen und durch konfliktsensible Beteiligung 

zu bearbeiten, ist eine zentrale Gelingensbedin-
gung einer gerechten Transformation. Um dies zu 
gewährleisten, ist eine vermehrte Bereitstellung 
von personellen und finanziellen Verwaltungska-
pazitäten auf Landes- und kommunaler Ebene 
notwendig.

ERFOLGSFAKTOREN: Verantwortungsgemein-
schaft zwischen Land und Kommunen, indem 
das Land eine finanzielle und politische Unter-
stützungsstruktur zur Aushandlung von Trans-
formationskonflikten bietet; Prozesslegitimität; 
Allparteilichkeit

HERAUSFORDERUNGEN: Organisation; Beglei-
tung von Kommunen nur bis zur Planungsphase; 
Organisation und Finanzierung passender 
Expert:innen; Repräsentativität; Erwartungsma-
nagement

FÜR SCHNELL-LESER:INNEN
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ENTSTEHUNGSGESCHICHTE
Der geplante Ausstieg aus der Kohleverstromung 
geht im Mitteldeutschen Revier in Sachsen-Anhalt 
mit einem Strukturwandelprozess einher. Um in die-
sen Prozess frühzeitig verschiedene Akteur:innen 
und Interessen einzubeziehen, wurden 2021 sei-
tens des Landes (Stabsstelle „Strukturwandel im 
Mitteldeutschen Revier“, Staatskanzlei des Landes 
Sachsen-Anhalt) verschiedene Beteiligungsaktivitäten 
organisiert und finanziert, unter anderem Bürgerdi-
aloge. Die Ergebnisse der Beteiligungsprozesse sind 
in das im Dezember 2021 erschienene Struktur-
entwicklungsprogramm (SEP) eingeflossen. Das SEP 
bildet die inhaltliche Grundlage zur Identifikation der 
Investitionsschwerpunkte der Strukturwandelmittel.

ZIEL
Die Bürgerdialoge wurden mit dem Ziel initiiert, die 
Perspektiven von interessierten Bürger:innen im 
Strukturwandelprozess von vornherein zu berück-
sichtigen. In den Veranstaltungen wurden Ideen 
für Investitionsschwerpunkte für die im Struktur-
stärkungsgesetz bzw. dem daran anschließenden 
Investitionsgesetz Kohleregionen zugesicherten 
Strukturwandelgelder zu sammeln und diese in das 
SEP zu überführen.

ORGANISATION
Zwischen Januar und März 2021 fanden fünf Online-
Bürgerdialoge mit unterschiedlichen regionalen 
Schwerpunkten statt (Mansfeld-Südharz, Halle, 
Anhalt-Bitterfeld, Saalekreis und Burgenlandkreis). 
Es gab keine Teilnahmebeschränkungen, auch die 
Teilnahme an mehreren Bürgerdialogen war möglich. 
Insgesamt haben ca. 250 Bürger:innen teilgenommen, 
wobei einige Bürger:innen bei mehreren Terminen 
anwesend waren. Die Veranstaltungen fanden unter 
der Woche am frühen Abend (ca. 17:00–20:00 Uhr) 
statt. Durchgeführt wurden die Bürgerdialoge vom 
nexus Institut für Kooperationsmanagement und 
interdisziplinäre Forschung. Eine Besonderheit lag in 
der Anwesenheit von ranghohen Politiker:innen bei 
allen fünf Terminen, allen voran Ministerpräsident 
Reiner Haseloff.

INFORMELLES FORMAT UND 
INFORMIERTER DIALOG (BÜRGERDIALOGE)
Bei den fünf Online-Bürgerdialogen handelt es sich 
um ein informelles, teilhabeorientiertes Format. Die 
Bürger:innen haben im Rahmen eines interview-
artigen Gesprächs mit Ministerpräsident Haseloff 
sowie Minister:innen Informationen zum Struktur-
wandel erhalten und hatten danach die Möglichkeit, 

Beteiligungsform Informierter Dialog (immateriell)

Umsetzungs-/ Wirkungsebene Land

Regionale Verortung Sachsen-Anhalt (Osten)

Umsetzungszeitraum Januar bis März 2021

3.1.	 Fallbeschreibung

3.	 Strukturentwicklungsprogramm 			
		  Sachsen-Anhalt
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in Kleingruppen zu verschiedenen Themenbereichen 
Ideen zu sammeln. Anschließend wurden die Ideen 
vorgestellt und in einer Paneldiskussion mit den anwe-
senden Politiker:innen erörtert. Die Ergebnisse der 
Gruppenarbeiten sind letztendlich in die Erstellung 
des SEPs eingeflossen. Eine begründete Rückmeldung 
seitens des Landes, welche Punkte aus den Bürger-
dialogen in das SEP eingeflossen sind und welche 
nicht, hat nicht stattgefunden.

DATENERHEBUNG
•	 3 Beteiligte (2 teilnehmende Bürger:innen des Bür-

gerdialogs zum Strukturwandel im Burgenlandkreis 
am 25.01.2021 und ein:e Verwaltungsmitarbeiter:in     
im Landkreis Mansfeld-Südharz)

•	 2 Umsetzer:innen (Mitarbeiter:in des nexus Ins-
tituts und leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Sachsen-Anhalt)

•	 10 Straßengespräche in Zeitz
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Die Bürgerdialoge fungierten als „Ideenstaubsau-
ger“ (Mitarbeiter:in des nexus Instituts, 31.08.2023) 
zu Beginn eines komplexen strukturpolitischen Pla-
nungsprozesses, zu dessen frühen Bausteinen das 
SEP wurde. Die Bürger:innen hatten hierüber die 
frühe Möglichkeit, sich zu beteiligen, jedoch grund-
sätzlich ohne eine konkrete Vorstellung darüber, 
was Strukturwandel heißen kann, woran konkret 
sie sich also beteiligen sollen. Die elementare Her-
ausforderung der Bürgerdialoge, ganz unabhängig 
von der eigentlichen Qualität der Durchführung und 
Wirkung, besteht also zunächst im Abstraktionsgrad 
des Strukturwandels. Gleichzeitig muss Politik in 
einer durch den Strukturbruch der 1990er Jahre 
geprägten Region im jetzigen Wandel eine besondere 
politische Sicht- und Nahbarkeit aufrechterhalten, 
um eine legitime Grundlage für Transformation zu 
schaffen. Es entsteht ein Spannungsverhältnis, das 
sich in der Analyse als Erfolgsfaktor und Heraus-
forderung zugleich herausgestellt hat und das eine 
Konkretisierungsleistung seitens Bürger:innen (feh-
lenden Lebensweltbezug herstellen) und Verwaltung 
(Verwaltungsherausforderung der Verdichtung) 
notwendig macht. Dies macht das Erwartungs- und 
Prozessmanagement ungleich komplexer und führt 
auch zu einer fehlenden Repräsentativität durch 
Selbstselektion. Kamlage et al. (2014) beschrei-
ben die im Zusammenhang mit einem abstrakten 
Beteiligungsprozess entstehenden Folgekosten als 
„Beteiligungsparadox“: Zu Beginn eines offenen Pla-
nungsprozesses gibt es eine Gelegenheit zur Beteili-
gung, die jedoch aufgrund mangelnder Betroffenheit 
wenig angenommen wird. Im Laufe der Planung steigt 
der Bedarf, beteiligt zu werden, der Entscheidungs-
spielraum sinkt jedoch.

Erfolgsfaktor und zugleich Herausforderung:  
Spannungsverhältnis zwischen Abstraktion 
und Lebensweltbezug austarieren

Obwohl Strukturwandel lebensweltlich spürbar ist und 
die Erfahrungen des Strukturbruchs der 1990er Jahre 
in den betroffenen Regionen noch heute nachwirken, 
ist die Schaffung strukturpolitischer Rahmenbedin-
gungen für zukünftige politische Entscheidungen ein 
abstrakter Prozess. Diese Abstraktion des Struktur-
wandels manifestiert sich einerseits über die zeitliche 
Dimension strukturpolitischer Entscheidungen der 
Gegenwart, dessen Wirkungen sich erst Jahrzehnte 
später zeigen, und andererseits über die geografische 
Dimension (Gürtler et al. 2021). Strukturpolitische Ent-
scheidungen sollen möglichst viele Lebenskontexte 
positiv beeinflussen, was heißt, dass der regionale 
Lebensmittelpunkt Einzelner auch eine strukturpo-
litische Verschlechterung zur Folge haben kann.

Bürgerdialoge sind in diesem Spannungsverhältnis 
zwischen Abstraktion und konkreter Lebenswelt eine 
Brücke, die politische Sicht- und Nahbarkeit in 
einer Umbruchsituation schafft. Strukturwandel soll 
hierbei als Chance vermittelt werden, die Region für 
die Herausforderungen der Zukunft zu wappnen und 
diesen Prozess kollektiv zu gestalten. Daher sind die 
Bürgerdialoge zunächst wertschätzend aufgefasst 
worden. Die Anwesenheit des Ministerpräsidenten 
Reiner Haseloff und vier Minister:innen während der 
fünf Dialoge hat die politische Ernsthaftigkeit des 
Prozesses unterstrichen: 

3.2.	 Erfolgsfaktoren und Herausforderungen
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„[Durch die hochrangige politische 
Präsenz wird die Glaubwürdigkeit des 
Prozesses erhöht und signalisiert:] Euch 
passiert etwas ganz Furchtbares; euch 
wird die Erwerbsquelle weggenommen, 
die seit drei Generationen eure Fami-
lien ernährt, die euer ganzes Leben 
jahrzehntelang geprägt hat – Braun-
kohle –, die auch einen Stolz ausge-
macht hat, wo ihr eure Identität findet. 
Aber ich, der Landesvater, eure Landes-
regierung, wissen das und nehmen das 
wahr.“ 
(Mitarbeiter:in des nexus Instituts, 31.08.2023)

„Die Erfahrungen aus den 90ern sit-
zen tief, da sind viele überhaupt noch 
nicht mit fertig. Sie sehen es täglich auf 
der Straße, sie gucken in die Gesichter, 
gucken sich die Häuser an, dann sehen 
sie, dass wir mit dem ersten Struktur-
wandel noch richtig zu beißen haben. 
[…] Jetzt haben wir unendlich viel Zeit 
und alle Möglichkeiten, möglichst viele 
zu beteiligen und es ist ein transparen-
ter Prozess. Das ist ein entscheidender 
Unterschied.“ 
(Teilnehmende:r Bürger:in (a) am 
Bürgerdialog zum Strukturwandel im 
Burgenlandkreis, 13.09.2023)

Dieser emotionale Effekt ist jedoch ein kurzfristiger 
und löst nicht die grundsätzliche Herausforderung, 
Bürger:innen in eine sehr abstrakte Fragestellung 
einbinden zu wollen. Die Bürger:innen reagie-
ren in den Veranstaltungen auf den fehlenden 
Lebensweltbezug durch das vermehrte Aufbrin-
gen lokaler Gegenwartsthemen und brechen die 
abstrakte strukturpolitische Planungsebene auf ihre 
lokalen Fragestellungen herunter. Dies zeigt, dass 

Herausforderungen durch lokale Veränderungen 
im Alltag der Menschen gegenwärtig sind, aber von 
ihnen nur schwer mit strukturpolitischen Planungs-
prozessen in der Verwaltung in Verbindung gebracht 
werden können:

„Das Ganze wurde dann ziemlich stark 
als eine Arena genutzt, nicht um über 
den Strukturwandel zu sprechen oder 
gar dafür irgendwie neue Ideen zu 
entwickeln, sondern alten Vorhaben, 
die einen sowieso schon gebrannt 
haben, also von Ortsumfahrung bis 
Dreifachturnhalle, jetzt nochmal 
persönlich der Landesregierung 
darzulegen.“ 
(Mitarbeiter:in des nexus Instituts, 31.08.2023)

Durch die von allen Beteiligten als hilfreich empfun-
dene Prozessbegleitung und Moderationsleistung 
konnte diesen Bedürfnissen teilweise nachgegangen 
werden. Nichtsdestotrotz verweisen Teilnehmende 
explizit darauf, dass die Veranstaltungen stärker 
hätten genutzt werden können, um an konkreten 
Visionen für das nähere Umfeld und den eigenen 
Kreis zu arbeiten:

„Was mir am Ende etwas gefehlt 
hat, war so eine Vision mal zu 
skizzieren für den Burgenlandkreis. 
Ist ja eine Chance, relativ viel Geld 
zu nutzen, um sich zum Beispiel ein 
Alleinstellungsmerkmal zu erarbeiten. 
Die Aussage: ‚Okay, wir nehmen 
das Geld und machen aus dem 
Burgenlandkreis das‘; und dann neun 
Punkte aufzählen, die dann relativ 
konkret sind.“ 
(Teilnehmende:r Bürger:in (b) am 
Bürgerdialog zum Strukturwandel im 
Burgenlandkreis, 28.09.2023)
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Andere Formate im Rahmen des Strukturwandels in 
Sachsen-Anhalt wie z. B. „Revierpioniere“, ein unbüro-
kratisch geförderter Ideenwettbewerb für kleinteilige 
zivilgesellschaftliche Projekte, greifen dieses Bedürfnis 
nach Lebensweltbezug stärker auf: 

„Da merken sie plötzlich, da 
schlummern doch noch so ein paar 
Ideen. Die haben lediglich auf die 
Gelegenheit gewartet, in ein Format 
zu kommen, wo das, was sie da tun, 
entweder honoriert wird oder es wird 
abgelehnt, aber es wird eben sichtbar 
aufgenommen.“ 
(Teilnehmende:r Bürger:in (a) am 
Bürgerdialog zum Strukturwandel im 
Burgenlandkreis, 13.09.2023)

Die Konkretisierungsleistung der Bürger:innen im 
Rahmen der Bürgerdialoge kann auf der einen Seite 
als ein In-Beziehung-Setzen der eigenen Lebenswelt 
mit Strukturwandelfragen verstanden werden und ist 
damit eine wichtige Verknüpfungsleistung, die nur 
gemeinsam mit Bürger:innen und ihrem Erfahrungs-
wissen geschehen kann:

„Zentrales Element des Strukturwandels 
ist die Transformation vor Ort. Es ist 
daher sehr wichtig, dass die Vorhaben 
neben den Zielen der Landesentwick-
lung insbesondere den spezifischen 
Anforderungen der Region, d. h. den 
Bürgerinnen und Bürgern, den Unter-
nehmen sowie den Kommunen vor Ort 
gerecht werden. Politischer Konsens ist 
es daher, dass die Vorhaben durch die 
Regionen mitgetragen und von dem 
lokalen Wissen beflügelt werden sollen.“ 
(Mitarbeiter:in der Stabsstelle Strukturwandel 
im Mitteldeutschen Revier, 30.08.2023)

Andererseits verursacht der Prozess dadurch eine 
enorme Verwaltungsherausforderung, Diskurse 
und lokale Themen zu Ergebnissen der Bürgerdialoge 
zu verdichten und in verwaltungsseitig zu formulie-
rende Transformationsbestrebungen zu integrieren. 
Insbesondere, da das SEP unter großem zeitlichem 
Druck entstanden ist. Die Folge ist, dass nicht sys-
tematisch auf die Ideen der Bürger:innen reagiert 
werden konnte und die Auswertung und Rückbindung 
der Ergebnisse im SEP für die Bürger:innen schwer 
nachvollziehbar war:

„Unser gemeinsamer Wunsch ist es, die 
Menschen vor Ort über die gesamte 
Prozesskette der Projekt- und letztlich 
der Regionalentwicklung einzubinden. 
Die Herausforderung ist daher, diese 
aktive Beteiligung von Bürgerinnen 
und Bürgern fest in den Gremien und 
Abläufen zu etablieren und ihnen 
einen Raum zur aktiven Teilnahme zu 
schaffen.“ 
(Mitarbeiter:in der Stabsstelle Strukturwandel 
im Mitteldeutschen Revier in Sachsen-Anhalt, 
30.08.2023)

Die politische Anschlussfähigkeit und Prozessein-
gebundenheit der Ergebnisse der Bürgerdialoge 
im Rahmen eines niedrigschwellig verständlichen 
Erwartungs- und Prozessmanagements stellte 
sich sowohl auf inhaltlicher als auch auf prozessua-
ler Ebene als Herausforderung dar. Auf inhaltlicher 
Ebene war der Prozess politik- und verwaltungsseitig 
als offene Ideensammlung zum SEP gedacht, wäh-
rend teilnehmende Bürger:innen sich eine lokale 
Konkretisierung abstrakter Themenfelder wünschten 
und ihr bisheriges kommunales Erfahrungswissen 
bezüglich des Strukturwandels einbringen wollten. 
Prozessual ist die Beteiligung am SEP für Politik und 
Verwaltung in einen komplexen Prozess eingebettet, 
die Bürger:innen hingegen nehmen die Bürgerdialoge 
als singuläres Ereignis und teilweise ohne konkreten 
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Nachhall wahr. Andere berichten, dass sie ihre Ideen 
durchaus im SEP wiederfinden, sie jedoch nicht kon-
kret darüber informiert worden seien, welche Ideen 
aufgegriffen wurden und welche nicht, so wie es 
beispielsweise bei einem Bürgerrat vorgesehen ist:

„Es war informativ, man konnte 
untereinander diskutieren, man konnte 
manche Fragen stellen an gewisse 
politische Entscheidungsträger […]. Es 
war ein Abend [...], ich würde jetzt nicht 
von einem Prozess reden.“ 
(Teilnehmende:r Bürger:in (b) am 
Bürgerdialog zum Strukturwandel im 
Burgenlandkreis, 28.09.2023)

„Aber selbst bei denen, die 
gesellschaftlich aktiv sind, haben dann 
einige am Ende abgewunken, weil 
sie gesehen haben, dass so im Detail 
das, was sie da so vorbringen, nicht 
umgesetzt wird. [...] Deswegen ist es 
für uns jetzt schwierig, auch Leute [zu 
anderen Beteiligungsprozessen, Anm. 
Redaktion] zu kriegen, die mit dem 
Strukturwandel zusammenhängen. 
Weil sie sagen: ‚Ah, jetzt schon wieder 
Zettel schreiben, das haben wir schon 
so oft gemacht´.“ 
(Teilnehmende:r Bürger:in (a) am 
Bürgerdialog zum Strukturwandel im 
Burgenlandkreis, 13.09.2023)

Obwohl von Seite der Verwaltung reflexiv darauf 
hingewiesen wird, wie wichtig die Identifikation des 
Handlungsspielraums im Vorhinein von Beteiligungs-
prozessen ist, wird am Beispiel des SEPs deutlich, 
wie unterschiedlich Wahrnehmungen verschiedener 
Akteur:innen sein können und wie wichtig es ist, wäh-
rend des Prozesses die gegenseitigen Erwartungen 
zu sondieren:

„Beteiligungsformate müssen einen 
ehrlichen Charakter haben. Es ist 
daher sehr wichtig, dass von Beginn 
an ein gemeinsames Verständnis der 
Beteiligung hinsichtlich der vielfältigen 
Möglichkeiten der Mitbestimmung aber 
auch deren Grenzen besteht. So kann 
ein Beteiligungsformat nicht den demo-
kratischen politischen Abstimmungs-
prozess auf kommunaler, regionaler 
oder Landesebene ersetzen.“ 
(Mitarbeiter:in der Stabsstelle Strukturwandel 
im Mitteldeutschen Revier, 30.08.2023)

„Man hat sich zu wenig damit beschäf-
tigt: Was für Erwartungen wecke ich, 
und wie kann ich diese erfüllen? […] Ich 
glaube, dass da ein bisschen zu viele 
Erwartungen geweckt wurden.“ 
(Teilnehmende:r Bürger:in (a) am Bürgerdia-
log zum Strukturwandel im Burgenlandkreis, 
13.09.2023)

Grundsätzlich haben an den Veranstaltungen ver-
mehrt Privatmenschen teilgenommen, die sich bereits 
beruflich mit dem Thema auseinandersetzen und 
daher nicht ausschließlich die Bürger:innenmeinung 
repräsentieren konnten. Es haben auch vermehrt 
Männer teilgenommen. Dies lässt sich zunächst auf 
die Selbstselektion14 zurückführen, die dem Prozess 
zugrunde lag. Teilweise kamen einzelne Personen zu 
mehreren Veranstaltungen, obwohl die Bürgerdialoge 
jeweils Regionalbezug hatten. Quantitativ waren die 

14	 Selbstselektion meint, dass die Bürger:innen selbst die Ent-
scheidung treffen können, an dem Format teilzunehmen. Selbst-
selektive Verfahren sind das Gegenteil von systematischen Los-
verfahren anhand bestimmter Kriterien, wie sie z. B. bei einem 
Bürgerrat angewendet werden. Vorteile losbasierter Verfahren 
sind u. a.: höhere Chancengleichheit/Inklusion; eine heterogene 
Gruppe; Minimierung von Partikularinteressen und stärkere Un-
abhängigkeit (Bertelsmann Stiftung und Allianz Vielfältige Demo-
kratie 2017).	
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Veranstaltungen besonders zu Beginn gut besucht, 
mit einem leichten Rückgang an Teilnehmenden im 
Laufe der Zeit. Zu diesem Zeitpunkt der Beteiligung 
war bewusst keine breite Bürger:innenbeteiligung 
gewünscht und intern bereits ein daran anschlie-

ßender institutionell verankerter Bürgerbeirat ange-
dacht, der seit Oktober 2023 umgesetzt wird, um 
Bürger:innenbeteiligung langfristiger im Strukturwan-
del zu verankern und eine stärkere kommunikative 
Rückbindung an die Bürger:innen zu ermöglichen.

Am Beispiel des SEPs wird deutlich, dass die 
Bürgerdialoge des Landes Sachsen-Anhalt eine 
Sichtbarkeit und Nahbarkeit in einem schwieri-
gen regionalen Umbruchprozess gestiftet haben. 
Jedoch wird an den Bürgerdialogen deutlich, dass 
Strukturwandel für die meisten Menschen ein 
sehr abstrakter Prozess ist. In den Bürgerdialogen 
haben die Bürger:innen darauf reagiert, indem 
sie weniger strukturpolitische Fragestellungen 
als vielmehr konkrete politische Anliegen vor Ort 
diskutiert haben. Dies erschwerte nicht zuletzt, 
die Ergebnisse der Bürgerdialoge im Anschluss 
mit landespolitischen Rahmenbedingungen in 
Einklang zu bringen und forderte Verwaltungs-
strukturen heraus. Wie in vielen Beteiligungsfor-
maten, die auf Selbstselektion beruhen, konnte 
keine Heterogenität bei den Teilnehmer:innen 
sichergestellt werden. Unsere Analyse zeigt: Betei-
ligung für eine gerechte Transformation muss 

Formate mit Lebensweltbezug erarbeiten und 
hierfür Verwaltungskapazitäten aufbauen und 
langfristig bereitstellen.

ERFOLGSFAKTOREN: Spannungsverhältnis zwi-
schen Abstraktion und Lebensweltbezug austa-
rieren; Lebensweltbezug herstellen; Politische 
Sicht- und Nahbarkeit durch die Anwesenheit des 
Ministerpräsidenten und weiterer Minister:innen 
sowie die Aufnahme von Bürger:innenideen in 
das SEP

HERAUSFORDERUNGEN: Spannungsverhält-
nis zwischen Abstraktion und Lebensweltbezug 
austarieren; Abstraktion des Strukturwandels; 
Verwaltungsherausforderung der Integration der 
Bürger:innenideen in das SEP; Erwartungs- und 
Prozessmanagement; Selbstselektion

FÜR SCHNELL-LESER:INNEN



Eine gerechte Energiewende 
als Mehr-Ebenen-Aufgabe: 
Perspektiven aus den 
Landesverwaltungen
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Die drei analysierten Fallbeispiele sind einzelne 
Puzzlestücke im großen Bild der Energiewende. 
Über die Beteiligungspraxis hinaus verdeutlichen sie, 
dass eine inklusive und gerechte Ausgestaltung der 
Energiewende nicht allein Verantwortung der Kom-
munen sein kann, sondern als Mehr-Ebenen-Aufgabe 
angesehen werden muss. Der Landespolitik kommt 
als Mittlerin zwischen den bundespolitischen Zielen 
und Vorgaben eines beschleunigten Ausbaus erneu-
erbarer Energien und seiner Umsetzung vor Ort in 
den Kommunen eine zentrale Rolle zu. Auf Basis 
von 16 Interviews mit Verwaltungsmitarbeiter:innen 
nahezu aller Bundesländer, deren Fachexper-
tise im Bereich der Energiewende und/oder der 
Bürger:innenbeteiligung liegt, werden im Folgen-
den Perspektiven der Landesverwaltungen auf eine 
Mehr-Ebenen-Zusammenarbeit zur Gestaltung einer 
gerechten Energiewende analysiert.

Die Schlüsselrolle der Kommune

Ob Transformationskosten und -nutzen gerecht 
verteilt sind und sich Transformationsprozesse in 
ihrer Umsetzung gerecht anfühlen, entscheidet 
sich nicht zuletzt in den Kommunen. Hier wird die 
Transformation konkret und anhand von Erfolgen 
oder Konflikten im Alltag der Menschen sicht- und 
spürbar. Ein geplanter Wind- oder Solarpark stellt 
immer einen Eingriff in die lokale Gemarkung dar, 
seine Umsetzung kann jedoch mehr oder weniger 
gerecht gestaltet sein. Aus den oben analysierten 
Fallbeispielen wissen wir: Entscheidend ist eine inklu-
sive Prozessgestaltung (immaterielle Beteiligung) in 
Form von transparenter Kommunikation über die 
Umsetzungspläne, Modifikationsmöglichkeiten im 
Planungsprozess aufseiten der Kommunalverwaltung 

und Bürger:innen sowie ein frühzeitiger, konfliktsen-
sibler Dialog- und Abwägungsprozess zum Für und 
Wider des Bauvorhabens. Aber auch finanzielle und 
wirtschaftliche Aspekte (materielle Beteiligung) sind 
essenzielle Gerechtigkeitsdimensionen. Die Mög-
lichkeit, direkt und indirekt von den Gewinnen zu 
profitieren, beeinflusst das Gerechtigkeitsempfinden 
und steigert die Akzeptanz der Menschen vor Ort 
sowie ihr Gefühl von Ownership und Sinnhaftigkeit 
(„unser Windpark“). Eine solche Beteiligung kann 
beispielsweise durch den individuellen Erwerb von 
Anteilen, durch kommunale Reinvestitionen von 
öffentlichen Renditen und Pachteinnahmen sowie 
durch Strompreisrabattierung oder Pro-Kopf-Aus-
zahlungen eines Gewinnanteils erfolgen. Kommunen 
sind also nicht nur mit der technischen Umsetzung 
der Energiewende konfrontiert, sondern stehen auch 
vor der Herausforderung, lokale Fragen und Konflikte 
um das „Ob“, „Wie?“ und „Unter welchen Bedingun-
gen?“ demokratisch zu verhandeln. Im Sinne einer 
gerechten Transformation gilt es, Bedenken und 
lokales Wissen zu integrieren, Informations- und 
Gesprächsangebote zu schaffen und materielle wie 
immaterielle Beteiligung zu ermöglichen. Die zen-
trale Rolle der Kommunen in der Energiewende wird 
auch von Mitarbeiter:innen der Landesverwaltungen 
erkannt:

„Wir haben festgestellt: Die Kommune 
ist eine wichtige Zielgruppe der 
Energiewende, weil die einfach als 
Vorreiter, als Vormacher, wichtig 
für die Bürger ist. [...] Das ist 
ein ganz wichtiges Stellrad.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in Bayern, 
06.11.2023)
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Geteilte Verantwortung zwischen 
Land und Kommune
Informationsangebote, Beratungsstellen und 
Ressourcenbereitstellung

Oftmals können lokale Transformationsprozesse 
aufgrund fehlender personeller und finanzieller 
Ressourcen in den Kommunen nicht ausreichend 
begleitet werden. Eine Problematik, die in den Lan-
desverwaltungen bekannt ist:

„Häufig scheitert es ja auch daran, dass 
Kommunen nicht die notwendigen Res-
sourcen haben, um bestimmte Beteili-
gungsverfahren umzusetzen.“ 
(Leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Rheinland-Pfalz, 23.11.2023)

Von Landesseite werden daher vermehrt Unter-
stützungsstrukturen für Kommunen in Form der 
Landesenergieagenturen15 und daran angeknüpfte 
Dialog- und Servicestellen geschaffen. In vielen Bun-
desländern wie z. B. Sachsen und Thüringen kümmert 
sich die jeweilige Landesenergieagentur um Infor-
mationsbereitstellung, berät Kommunen und bietet 
Moderations- und Mediationsleistungen im Kon-
fliktfall an. In Hessen („Bürgerforum Energiewende 
Hessen“) ist ein eigenständiges Format, ähnlich dem 
oben analysierten „Forum Energiedialog“ des Lan-
des Baden-Württemberg, bereitgestellt worden, um 
Kommunen bei Konflikten in Zusammenhang mit 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien frühzeitig 
zu unterstützen. Die jeweiligen Formate eint, dass sie 
am Anschlag ihrer Kapazitäten arbeiten. Sie können 
den Bedarf nach prozessualer Unterstützung in den 
Kommunen nicht vollumfänglich decken.

15	 Die Landesenergieagenturen werden vom jeweiligen 
Land finanziert und bieten Unternehmen, Kommunen und 
Bürger:innen Informationen, Beratung und Unterstützung 
bei der Auswahl und Umsetzung von Maßnahmen hinsichtlich 
Energieversorgung und Energiewende. 

Finanzielle Unterstützung für kommunale 
Gewinnbeteiligung

Neben den Kosten für dialogische Beteiligung und 
Konfliktbearbeitung ist auch nicht jede Kommune in 
der Lage, eine finanzielle Beteiligung an einem Wind-
park durch den Erwerb von Anteilen zu stemmen. Wie 
die obige Analyse des Fallbeispiels „Windpark Hoort 2“ 
zeigt, ist eine indirekte finanzielle Gewinnbeteiligung 
über die Kommunen jedoch ein wichtiges Instrument 
zur Herstellung von gerechter materieller Teilhabe. 
Denn bei alleiniger finanzieller Beteiligung von Pri-
vatpersonen profitieren nur wenige Bürger:innen 
von den Renditen, wodurch sich die Ungleichheit vor 
Ort erhöhen kann. Die Notwendigkeit, Instrumente 
indirekter finanzieller Beteiligung zu schaffen, wird 
von den Ländern geteilt:

„Der finanzielle Aspekt, dass es darum 
geht, dass man nicht den Eindruck hat, 
die Gesellschaft trägt die Kosten und 
die Gewinne landen in den Taschen 
einiger weniger.“ 
(Leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Mecklenburg-Vorpommern, 15.11.2023)

„Ich finde, das hat einen gewissen 
Wert, wenn Kommunen und nicht 
Einzelpersonen beteiligt werden. Die 
Profitierende sollte die Kommune sein, 
die dann entscheidet, wo das Geld 
hingeht.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in Sachsen, 
01.11.2023)

Nordrhein-Westfalen beispielsweise versucht daher 
Kommunen, die Windeignungsflächen besitzen, 
zukünftig durch einen Bürgerenergiefonds zu entlasten. 
Hierdurch wird das Risikokapital der Planungsphase 
gedeckt; die Kommunen müssen die Planungskosten 
erst erstatten, wenn das Projekt realisiert ist und 
Rendite abwirft: 
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„Die Länder sind manchmal auch nicht 
in der Finanzkraft, die Gemeinden 
individuell zu beraten. [...] Letztlich ist 
sehr viel Stärkung bei den Gemeinden 
notwendig, denn sie weisen die Flä-
chen aus. Stärkung der Gemeinden ist 
der richtige Ansatzpunkt, denn diese 
ganzen Projekte, da ist die Gemeinde 
eine der wichtigsten Akteure. Dass 
wir da mehr Ressourcen herein-
kriegen, das ist ein wichtiges Stück.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Nordrhein-Westfalen, 14.11.2023)

Gesetzliche Anpassungen für eine 
verpflichtende finanzielle Beteiligung

Die Länder können ihre Kommunen nicht nur durch 
die Bereitstellung von personellen und finanziellen 
Ressourcen sowie Beratungsangeboten und Know-how 
unterstützen, auch gesetzliche Anpassungen können 
Erleichterung schaffen. Vonseiten des Landes Bran-
denburg wird darauf hingewiesen, dass eine Reduktion 
des Verwaltungsaufwands der Kommunen bei Verab-
schiedung entsprechender Landesgesetzgebungen 
angestrebt werden muss. Gesetzliche Anpassungen 
können sich sowohl auf Planungsbeschleunigungen 
beziehen als auch die finanziellen Beteiligungsmöglich-
keiten vor Ort erweitern.

Hinsichtlich der Erweiterung der Beteiligungsmöglich-
keiten in den Ländern gilt die Bundesgesetzgebung auf 
Grundlage von § 6 EEG. Dieser sieht keine verpflich-
tende finanzielle Beteiligung der Kommunen am EE-
Ausbau vor, die Länder können eine solche Regelung 
jedoch über die Landesgesetzgebung erlassen. Diese 
wählen dabei unterschiedliche Herangehensweisen, in 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, NRW und 
Thüringen wurden beispielsweise spezifische Lan-
desgesetzgebungen erarbeitet. Hintergrund ist, dass 
Instrumente der finanziellen Beteiligung kontextspe-
zifisch zu bewerten sind: Unterschiedliche regionale 

Gegebenheiten hinsichtlich Flächeneigentümerschaft, 
Bevölkerungsdichte, Finanzkraft und Eigentumsverhält-
nissen müssen bei der Entwicklung von passgenauen 
Modellen vor Ort mitgedacht werden. Das macht die 
Ausarbeitung von Gesetzgebungen auf Landesebene 
komplex. Insbesondere die Entwicklung und Erpro-
bung konkreter Modelle der indirekten finanziellen 
Beteiligung in den Ländern steckt noch in den Kinder-
schuhen. Die Begründungen sind unterschiedlich. In 
Sachsen wollte man die Erreichung der Ausbauziele 
nicht gefährden und zunächst den EE-Ausbau vor-
antreiben: 

„Ausprobiert wird momentan wenig. 
Man war hier erstmal zurückhaltend, 
weil man Windenergie vorantreiben 
wollte und man nicht wusste, wie sich 
das auf Unternehmen auswirkt und 
eine verbindliche Bundesregelung 
zur Teilhabe am besten wäre. Mit § 
6 EEG hat man eine Handhabung, 
damit Kommunen teilhaben können.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in Sachsen, 
01.11.2023)

In NRW wiederum sieht das Bürgerenergiegesetz 
eine freiwillige Einigung zwischen den Projektträgern 
und Bürger:innen vor. Erst wenn die Stakeholder sich 
nicht einigen können, treten in einem zweiten Schritt 
verpflichtende Mechanismen ein: 

„Das muss vor Ort entschieden werden 
und das kann die Gemeindevertretung 
am besten. Die kennt ihre Menschen 
vor Ort, sie ist demokratisch dazu 
legitimiert, sie zu vertreten und der 
Gesetzentwurf in NRW versucht das zu 
berücksichtigen.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in NRW, 
14.11.2023)
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Fehlende Verwaltungskapazitäten 
in den Ländern
Ein Mehr an Beteiligung erfordert die Bereitstel-
lung passender Verwaltungskapazitäten. Es geht 
nicht nur darum, Beteiligungsprozesse zu planen 
und umzusetzen, sondern auch die Ergebnisse aus 
Beteiligungsprozessen sinnvoll in Verwaltungs- und 
Entscheidungsprozesse integrieren zu können. 
Gerade bei Prozessen, die die Zusammenarbeit von 
Kommune und Land betreffen, müssen auf beiden 
Ebenen personelle Ressourcen verfügbar sein, um 
die Prozesse gut aufzusetzen.

Ein Großteil der befragten Verwaltungsmitarbeiter:innen 
berichtet, dass es vermehrt Kapazitäten und engagierte 
Beschäftigte in den Verwaltungen bräuchte, die Moti-
vation und Know-how haben, wie gute Beteiligung 
aussieht und wie Beteiligungsergebnisse sinnvoll einge-
bunden werden können. Die Tatsache, dass Beteiligung 
von Verwaltungsmitarbeiter:innen oftmals zusätzlich 
zu ihrem thematischen Fokus geleistet werden muss, 
erschwert dies häufig:

„Die zentrale Herausforderung ist, dass es 
keine koordinierende Stelle gibt, die sich 
dem Thema tatsächlich auch im Ganzen 
annimmt. Also Methodenkompetenz 
weitergibt, Erfahrungsaustausch, aber 
auch die Ergebnisse aus verschiedenen 
Beteiligungs- und Dialogverfahren sam-
melt, ein Archiv entwickelt [...], denn man 
kann es immer besser machen. [...] Wenn 
sie wirklich gute Beteiligung machen, dann 
betrifft das nicht nur ein Ressort, sondern 
geht immer auch alle an.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in Hessen, 
14.11.2023)

Hierbei ist es mitunter relevant, über die konkreten 
Zuständigkeitsbereiche hinaus aktiv zu sein und res-
sortübergreifend zu handeln:

„Es ist nicht nur eine Verweigerungs-
haltung gegen die Umsetzung von 
Ergebnissen der Bürgerbeteiligung, 
sondern auch, dass interdisziplinäres 
Denken im Rahmen des Zuständigkeits-
denkens der Verwaltung nicht 
funktioniert. Das übergreifende 
Denken ist in der Verwaltung nicht 
angelegt. Das Erste, was Sie in einer 
Verwaltungsausbildung lernen, ist die 
Frage: ‚Bin ich zuständig?‘.“ 
(Leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in 
in Thüringen, 22.11.2023)

Eine Koordinierungsstelle für Bürger:innenbeteiligung 
in den Länderverwaltungen, an die sich Verwaltungs-
mitarbeiter:innen fachlich wenden können und die 
zudem einen Überblick über die verschiedenen 
Beteiligungsmaßnahmen auf Länder- und kom-
munaler Ebene in den jeweiligen Ressorts behält, 
könnte dem entgegenwirken. In Baden-Württemberg 
wurde nun die Servicestelle Dialogische Bürgerbeteili-
gung eingerichtet, um Wissen zu bündeln, zu beraten 
und Beteiligungsmaßnahmen sinnvoll aufeinander 
abzustimmen:

 „Wir haben gesehen, dass die staat-
liche Verwaltung völlig überfordert ist 
mit der Organisation der Bürgerbetei-
ligung, [...] das heißt, man muss immer 
einen Dienstleister beauftragen und 
das hasst die Verwaltung. Ausschrei-
bungen und Datenschutz sind die Killer 
schlechthin. Das führt dazu, dass sie es 
gar nicht machen wollen und es auch 
nicht gemacht wird. [...] Wir [die Servi-
cestelle Dialogische Bürgerbeteiligung, 
Anm. d. Redaktion] sind die Handwer-
ker im Maschinenraum der Demokratie.“ 
(Leitende:r Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Baden-Württemberg, 02.11.2023)
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2024 ist ein bedeutendes Wahljahr. Mit Bran-
denburg, Thüringen und Sachsen stehen im 
Herbst drei zentrale Landtagswahlen in Ost-
deutschland an. Zudem finden 2024 in der Hälfte 
der deutschen Bundesländer Kommunalwahlen 
statt. In den Wahlumfragen der drei ostdeut-
schen Länder liegt die vom Verfassungsschutz 
in Teilen als „gesichert rechtsextrem“ eingestufte 
Alternative für Deutschland (AfD) derzeit vorne 
(DAWUM 2024). Aber auch auf Bundesebene 
scheint die AfD mit ihrer geschärften Rhetorik 
gegen die Transformationspolitik der Ampel-
Regierung zu verfangen. Seit 2019 mobilisiert die 
Partei offen gegen klimapolitische Bestrebungen 
und den Ausbau der erneuerbaren Energien 
(Otteni & Weisskircher 2023). 

Sollte die AfD nun tatsächlich in einem oder meh-
reren Bundesländern stärkste Kraft werden, so 
könnte dies weitreichende Folgen für demokra-
tiepolitische Prozesse und Transformationsbe-
strebungen in den Ländern haben. Denn nicht 
nur die Bildung stabiler Parlamentsmehrheiten 
würde erheblich erschwert, auch die Funktionalität 
künftiger Landesregierungen könnte beeinträch-
tigt werden. Am Beispiel Thüringen werden die 
Herausforderungen deutlich, mit denen eine rot-
rot-grüne Minderheitenregierung in der Umset-
zung von Transformationsvorhaben konfrontiert 
ist. Unser:e Gesprächspartner:in in der Thüringer 
Verwaltung schilderte beispielsweise, dass es in 
Anbetracht der vorherrschenden Mehrheitsver-
hältnisse extrem herausfordernd sei, finanzielle 
Mittel für prozessbegleitende Beteiligungsformate 
rund um den EE-Ausbau aufzubringen. Inwiefern 
die Situation in Thüringen als Vorbote für andere 

Bundesländer verstanden werden kann, bleibt 
offen. Unser:re Gesprächspartner:in sieht jedoch 
Parallelen: 

„Wir hören ein gesellschaftliches 
Grundrauschen der Unzufrie-
denheit, der Kipppunkt könnte 
in Thüringen früher liegen als 
in anderen Bundesländern.“ 
(Verwaltungsmitarbeiter:in in 
Thüringen, 22.11.2023)

Der Einfluss von Transformationsgegner:innen 
in Politik und Verwaltung ist auch auf kommu-
naler Ebene spürbar. Laut Radtke (2023) wirkten 
in den Gemeinderäten beispielsweise häufig 
Vertreter:innen der AfD und der Freien Wäh-
ler gegen die Energiewende. Darüber hinaus 
beobachtete ein:e Gesprächspartner:in, dass 
„Windkraftgegner“ z. T.  auch in Genehmigungs-
behörden vertreten seien und dort durch eine 
gezielte „Verhinderungspolitik“ Prozesse absicht-
lich verzögerten. 

Die genannten Beispiele zeigen: Soll der not-
wendige Wandel unserer Gesellschaft hin zu 
einer zukunftsfähigen Energieerzeugung vor 
Ort gelingen, so liegt die Verantwortung bei 
allen Vertreter:innen demokratischer Parteien. 
Sie handeln evidenzbasiert, um die Klimakrise 
wissend, und müssen in der Umsetzung von 
Transformationsprozessen zusammen statt 
gegeneinander arbeiten. Dabei gilt es, nicht nur 
die Handlungsfähigkeit von Politik und Verwal-
tung zu sichern, sondern auch den Dialog mit 
der Bevölkerung aufrechtzuerhalten. 

EXKURS: EINE AMBITIONIERTE TRANSFORMATIONSPOLITIK 

BRAUCHT DEMOKRATISCHE MEHRHEITEN



Fünf Handlungs-
empfehlungen 
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Trotz engagierter Mitarbeiter:innen und konkreter 
Ideen in Verwaltungen, fehlt es den Kommunen zur 
Umsetzung einer Transformationsstrategie in Rich-
tung Nachhaltigkeit an finanziellen, personellen und 
prozessualen Ressourcen. Hier muss eine konzer-
tierte Mehr-Ebenen-Zusammenarbeit zwischen Bund, 
Land und Kommunen sichergestellt werden.
Wir empfehlen den Aufbau einer Struktur, die die 
Landesverwaltungen und die kommunale Ebene in 
der Transformation stärkt. Hierfür raten wir zu fünf 
konkreten Handlungsempfehlungen entlang dreier 
übergeordneter Stellschrauben: (a) rechtliche Rah-
menbedingungen, (b) finanzielle Förderung, (c) breite 
Beteiligungskapazitäten. Die hier vorgeschlagenen 
Empfehlungen zeichnen sich dadurch aus, dass sie an 
zahlreiche Diskurse und derzeitige Planungsprozesse 
in den Bundes- und Landesverwaltungen anschluss-
fähig sind.

a) Rechtliche Rahmenbedingungen

1. Transformation als Gemeinschaftsaufgabe: 
Wir empfehlen, Klimaschutz und 
Klimaanpassungsmaßnahmen als neue 
Gemeinschaftsaufgabe in Art. 91a Abs. 1 des 
Grundgesetzes aufzunehmen.

Damit Kommunen Strategien für die kommunalen Kli-
maanpassungsmaßnahmen ausarbeiten und umset-
zen können, muss ihnen eine langfristige Finanzierung 
zugesichert werden. Die Aufnahme von Klimaan-
passung als Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz 
stellt eine solche Möglichkeit dar. Hierdurch können 
Bund und Länder den Kommunen durch eine Misch-
finanzierung entsprechende finanzielle Mittel zur 

Verfügung stellen.16 Im Falle einer Mischfinanzierung 
trägt der Bund die Hälfte der Ausgaben in jedem 
Land, die finanzielle Beteiligung ist für alle Länder 
gleichermaßen gültig. Die Bereitstellung der Mittel 
hängt von den Haushaltsplänen des Bundes und 
der Länder ab.

Eine solche gesetzliche Anpassung stärkt bereits 
vorhandene Kapazitäten und Strukturen auf lokaler 
Ebene und wirkt sich positiv auf den Gestaltungswillen 
und die Gestaltungskompetenz der Kommunen aus. 
Dies stellt nicht nur die finanziellen Weichen für den 
Ausbau kommunaler Transformationskapazitäten, 
sondern sendet auch ein zentrales politisches 
Signal an die Kommunen: Die Ebenen übergreifend 
geteilte Verantwortung für das Gelingen von lokalen 
Transformationsprozessen wird dem politischen 
Meinungsstreit entzogen und mit der Aufnahme 
ins Grundgesetz zur notwendigen Bedingung von 
Demokratie in Zeiten ökologischer Transformation 
erklärt.

In dem Wissen, dass diese Empfehlung mit einer 
aufwändigen Finanzreform und politischen 
Mehrheitsfindung einhergehen und dies allein 
der zeitlichen Dringlichkeit des Klimawandels 
nicht gerecht werden würde, unterbreiten wir 
im Folgenden weitere Handlungsempfehlungen, 
die ohne eine solche Reform der Finanzordnung 
auskommen. Sie konzentrieren sich in großen Teilen 
auf die Schaffung von finanziellen und prozessualen 
Fördermöglichkeiten.

16	 Eine ähnliche Forderung stellen ein breites Bündnis an 
Akteur:innen in einem Forderungspapier der Klima-Allianz 
(2023) sowie Vertreter:innen des Deutschen Städtetages, 
des Deutschen Landkreistages sowie Wissenschaftler:innen 
in einer öffentlichen Anhörung im Umweltausschuss vom 
08.11.2023.
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b) Finanzielle Förderung

2. „Unsere Energiewende“-Gesetz: 
Wir empfehlen die verpflichtende finanzielle 
Beteiligung der Kommunen beim Ausbau 
erneuerbarer Energien, gekoppelt an 
eine gemeinwohlorientierte kommunale 
Investitionsstrategie der damit verbundenen 
Gewinne.

An unserem Fallbeispiel Windpark Hoort wird deut-
lich, dass die finanzielle Beteiligung der Kommune 
beim Ausbau der erneuerbaren Energien die Akzep-
tanz und den Gestaltungswillen vor Ort fördert. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Kommune 
diese Gewinne gemeinwohlorientiert über indirekte 
finanzielle Beteiligungsmodelle investiert, die allen 
Bürger:innen zugutekommen (vgl. Fallbeispiel 1)

Auf Landesebene sollten daher entsprechende 
gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, 
um betroffenen Kommunen in einem Umkreis von 
5 km um eine Wind- oder Solaranlage verpflichtend 
eine Gewinnbeteiligung zu ermöglichen. Die gesetzli-
chen Vorgaben zur finanziellen Beteiligung von Kom-
munen sollten dabei für Wind- und Solaranlagen 
gelten und an die Vorlage einer gemeinwohlorien-
tierten kommunalen Investitionsstrategie durch die 
Kommune gekoppelt werden. Dies steigert die Moti-
vation der Kommune, Transformationsanstrengungen 
zu unternehmen und erhöht die Zufriedenheit sowie 
die Identifikation der Bürger:innen mit der Energie-
wende. Weiterhin gilt es, abgestimmte Landesgesetz-
gebungen zu erarbeiten, um Projektierern ähnliche 
rechtliche Voraussetzungen bieten zu können und 
damit möglicherweise entstehenden Konkurrenzen 
zwischen den Ländern entgegenzuwirken.

3. Transformationsbeteiligungsfonds: 
Wir empfehlen die Einrichtung eines 
Fonds für die Unterstützung von 
kommunaler Teilhabe und Mitgestaltung 
an der Umsetzung von Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen.

In der Umsetzung von lokalen Transformationsprojek-
ten mit kommunaler Gewinnbeteiligung oder immate-
riellen Beteiligungsformaten sind Kommunen derzeit 
mit langen Planungsprozessen in den Verwaltungen 
(Quentin 2023) sowie mangelnden Ressourcen kon-
frontiert. Auf Bundesebene sollen mit dem „Pakt 
für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbe-
schleunigung“ (Bundesregierung 2023b) zukünftig 
Prozesse zwischen Bund und Ländern verschlankt 
werden. Doch auch Kommunen müssen durch unbü-
rokratische Förderinstrumente unterstützt werden, 
um Maßnahmen zur Umsetzung der Energiewende 
vor Ort voranzutreiben.

Der Transformationsbeteiligungsfonds17, ein Förder-
topf aus Landes- und/oder Bundesmitteln, könnte 
ein solches Instrument darstellen. In einem niedrig-
schwelligen Prozess bewerben sich Kommunen auf 
die Gelder und werden nach Zusage sowohl finanziell 
und personell unterstützt als auch prozessual in der 
Umsetzung von lokaler Teilhabe und Mitgestaltung 
an Transformationsprojekten begleitet. Dabei dient 
der Fonds sowohl der Anstoßfinanzierung als auch 
der Förderung von allen Prozessschritten in der Rea-
lisierung lokaler Transformationsvorhaben.

Mit Blick auf die Energiewende soll das Geld 
Kommunen beispielsweise ermöglichen, durch 
günstige Kreditvergabe und Risikoabsicherun-
gen selbst Vorhabenträgerin eines kommunalen 

17	 In Teilen geht diese Empfehlung auf den Bürgerenergie-
fonds in NRW zurück.	
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Energiewendeprojektes zu werden.18 Andererseits 
geht mit der kommunalen Schirmherrschaft für ein 
Energiewendeprojekt im Rahmen des Transformati-
onsbeteiligungsfonds die Förderung von Maßnahmen 
zur Beteiligung der Öffentlichkeit einher. Diese sollten 
konfliktsensibel gestaltet werden und materielle wie 
immaterielle Dimensionen der Beteiligung anspre-
chen. Die geförderten Kommunen haben daher 
automatisch Anspruch auf eine Prozessbegleitung 
durch die Landestransformationspat:innen (s. Hand-
lungsempfehlung 4).

c) Breite Beteiligungskapazitäten

4. Landestransformationspat:innen: 
Wir empfehlen die Schaffung von dauerhaft 
finanzierten Stellen für kommunale 
Prozessbegleiter:innen mit Expertise in 
den Bereichen der finanziellen Beteiligung 
sowie der konfliktsensiblen dialogischen 
Beteiligung in den Landesenergieagenturen.

Transformationsprozesse gehen häufig mit Konflikten 
einher, denn es verändern sich Zugänge zu Ressour-
cen. Konflikte sind damit ein ernst zu nehmender 
Seismograf für gesellschaftliche Stimmungen und 
Emotionen und keine zu vermeidende Verhinderung 
oder nur ein NIMBY19-Phänomen. Beteiligung in der 
Transformation muss daher mit Konfliktkompetenz 
einhergehen. Die Resilienz der Demokratie zeigt sich 
an einem produktiven Umgang mit gesellschaftlichen 
Konflikten (Eichenauer 2018).

18	 Eine ähnliche Empfehlung formuliert die Wissenschafts-
plattform Klimaschutz (Buchholz et al. 2023).

19	 NIMBY ist eine englischsprachige Abkürzung für „Not in my 
backyard“ (Deutsch: „Nicht in meiner Nachbarschaft“) und be-
schreibt die Ablehnung von Veränderungen in der nahen Um-
gebung wie z. B. den Bau von Windrädern.

Formate wie das im Rahmen dieser Studie analysierte 
Forum Energiedialog in Baden-Württemberg (vgl. 
Fallbeispiel 2) zeigen, dass der Bedarf nach einer 
allparteilichen und konfliktsensiblen Begleitung der 
Energiewende in Kommunen steigt und die Länder 
darauf bereits reagieren. Wichtig ist hierbei, dass 
Kommunen über den gesamten Genehmigungs- 
und Planungszeitraum prozessual begleitet werden 
können.

Ein institutionalisiertes Unterstützungsangebot 
für die Kommunen könnte durch die Schaffung 
von dauerhaft finanzierten Stellen in den bereits 
bestehenden Strukturen der Landesenergieagen-
turen bereitgestellt werden. Diese müssten aus 
Bundesmitteln finanziert werden, um mögliche 
Interessenkonflikte in den Genehmigungs- und 
Planungsprozessen von Transformationsvorhaben 
auf Landesebene (vgl. Fallbeispiel 4) zu vermeiden. 
Bei den Landestransformationspat:innen han-
delt es sich um Beteiligungsfachkräfte mit Exper-
tise in den Bereichen der finanziellen Beteiligung 
sowie der konfliktsensiblen dialogischen Beteili-
gung. Sie dienen als Ansprechpartner:innen und 
Prozessbegleiter:innen für die Kommunen und sollten 
über entsprechende Ressourcen verfügen, bera-
tend und mediierend zu unterstützen. Die Anzahl 
der Landestransformationspat:innen könnte nach 
Flächengröße der Bundesländer berechnet werden, 
sollte aber bei mind. 2 Personen pro Bundesland 
liegen.
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5. Transformationsbeteiligung 
ressortübergreifend steuern: 
Wir empfehlen die Einrichtung einer 
zentralen Koordinierungsstelle für 
Beteiligung in den Landesverwaltungen, 
an die sich Verwaltungsmitarbeiter:innen 
fachlich wenden können und die zudem 
einen Überblick über die verschiedenen 
Beteiligungsmaßnahmen auf Länder- und 
kommunaler Ebene behält.

Die Steuerung von Beteiligungsprozessen in der 
Transformation bindet nicht nur auf kommunaler, 
sondern auch auf Landesebene Verwaltungskapazi-
täten. Die Bürger:innenbeteiligung im Rahmen des 
Strukturentwicklungsprogramms in Sachsen-Anhalt 
(Fallbeispiel 3) zeigt, dass die Identifizierung von 
Beteiligungsgelegenheiten und -notwendigkeiten, 
die Planung und Durchführung von Beteiligungs-
maßnahmen sowie die administrative Rückbindung 
von Beteiligungsergebnissen an politische Prozesse, 
Ressourcen und Expertise voraussetzt. Dies betrifft, 
gerade in komplexen Prozessen wie der Energie-
wende und des damit zusammenhängenden Struk-
turwandels, mehrere Ressorts. 

Um die unterschiedlichen materiellen wie imma-
teriellen Beteiligungsaktivitäten im Land besser zu 
koordinieren, sind strukturelle Anpassungen in den 
Landesverwaltungen notwendig. Eine zentrale Koor-
dinierungsstelle zur Bündelung und ressortüber-
greifenden Abstimmung sowie der Evaluation von 
Beteiligungsmaßnahmen in Transformationsprozes-
sen auf Länder- und kommunaler Ebene könnte hier 
Abhilfe schaffen. Diese bietet eine fachliche Anlauf-
stelle innerhalb der Landesverwaltungen und berät 
Verwaltungsmitarbeiter:innen in der Planung, Durch-
führung, Begleitung und Auswertung von Beteiligungs-
formaten in der Transformation. Dies verringert auch 
die Gefahr einer Beteiligungsmüdigkeit aufgrund von 
zu vielen, nicht konzertierten Beteiligungsaktivitäten 
auf Landes- und kommunaler Ebene.
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Lösungen entwickelt. Zentrale Forschungsthemen 
sind unter anderem die Energiewende, der Klimawan-
del und soziotechnische Wandel, aber auch Fragen 
der nachhaltigen Governance und Partizipation. Ein 
starkes nationales und internationales Netzwerk 
verbunden mit einem Fellow-Programm unterstützen 
das Institut.
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